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TEIL A 

 ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG GEM. § 2 A NR. 1 BAUGB 

A ERFORDERNISSE UND ZIELSETZUNG DER PLANAUFSTELLUNG GEM. § 1 ABS. 3 BAUGB 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung erforderlich ist. 

In der Stadt Gau-Algesheim besteht Bedarf nach seniorengerechten Wohnungen. Die 
Gesellschaft „Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG“ ist mit dem Vorhaben an die Stadt 
herangetreten, eine gemeinschaftliche seniorengerechte Wohnanlage mit 50 Wohnein-
heiten zu errichten. Die Stadt hat sich nach umfänglicher Standortsuche dafür ausge-
sprochen, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, das Projekt auf der Fläche südlich 
des bestehenden Altenwohnheims der Caritas realisiert werden kann.   

B AUFSTELLUNGSBESCHLUSS / BEBAUUNGSPLANVERFAHREN 

Zur Erreichung der obigen Zielsetzung hat der Stadtrat Gau-Algesheim gemäß § 2 Abs. 
1 BauGB die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes „In der Wollsgasse II“ be-
schlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht. 

Beauftragt mit der Erstellung des Bebauungsplans wurde die BBP Stadtplanung Land-
schaftsplanung PartGmbB, Kaiserslautern. Die Integration der Belange von Natur und 
Landschaft erfolgt auf der Grundlage eines Fachbeitrages Naturschutz; dieser wird 
ebenfalls vom Büro BBP Stadtplanung Landschaftsplanung erstellt. 

C GRUNDLAGEN 

1 Planungsgrundlagen 

Planungsgrundlagen des Bebauungsplanes sind: 

 rechtskräftiger Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Gau-Algesheim  

 Artenschutzübersichtsgutachten zum Bebauungsplan „Im Steinert“, Willigalla 
Ökologische Gutachten, Mainz, Endbericht Stand: 11.05.2016 

 Artenschutzgutachten zum Bebauungsplan „Im Steinert“, Willigalla Ökologische 
Gutachten, Mainz, Endbericht Stand: 24.10.2017 

 „Gau-Algesheim Im Steinert Wiedehopfkartierung 2019 Endbericht“ (Ergänzung 
Artenschutzgutachten) Willigalla Ökologische Gutachten, Mainz, Endbericht 
Stand: 15.07.2019 

 Entwässerungskonzept, Ingenieurteam Günter Retzler, Idar-Oberstein, Stand 
Juli 2020 

 „Geotechnisches Gutachten zur Hangstabilität in den geplanten Neubaugebieten 
‚Im Steinert‘ und ‚In der Wollsgasse‘ in Gau-Algesheim“, Dr. Johannes Feuerbach 
GmbH, Mainz November 2019 

 „Umwelttechnischer Bericht Erschließung NBG „Im Steinert“ 1. Abschnitt, Gau-
Algesheim, Bodengehalt an Kupfer“ Rubel & Partner, Wörrstadt November 2019 

 Baugrunderkundung, Gründungsberatung und umwelttechnische Untersuchun-
gen, Baugrundinstitut Franke Meißner, Mainz März 2020 

 „Verkehrstechnische Stellungnahme“ zum Bebauungsplan „Im Steinert, 1. Ab-
schnitt“, Modus Consult Ulm GmbH, Ulm, März 2019 
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 „Mögliche Auswirkungen auf den Grundwasserstand durch die geplante Bebau-
ung der Gebiete ‚Im Steinert‘ und ‚In der Wollsgasse II‘ in Gau-Algesheim“, Dr. 
Johannes Feuerbach GmbH, Mainz Dezember 2019 

 Gesprächsnotiz Verbandsgemeindeverwaltung Gau-Algesheim u.a. zur Ein-
schätzung des Landesamtes für Geologie und Bergbau zur Lage des Gebiets in 
einem potenziellen Hangrutschgebiet, Gau-Algesheim 07.10.2019 

Die Integration der Belange von Natur und Landschaft erfolgt auf der Grundlage des 
Landschaftsplanerischen Fachbeitrages (Fachbeitrag Naturschutz), der durch die BBP 
Stadtplanung Landschaftsplanung PartGmbB, Kaiserslautern, begleitend zur Bauleitpla-
nung erstellt wurde. 

Die der Planung zugrundeliegenden Gutachten, Pläne und sonstigen Vorschriften (Ge-
setze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschriften) können bei der Verbandsgemein-
deverwaltung Gau-Algesheim, Hospitalstraße 22, 55435 Gau-Algesheim eingesehen 
werden. 

2 Lage und Größe des Plangebietes / Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches 

Das Plangebiet befindet sich am westlichen Rand der Stadt Gau-Algesheim südlich der 
bestehenden Wohnanlage der Caritas in der Schulstraße. An das Plangebiet grenzt nach 
Osten hin bestehende Wohnbebauung an, nach Süden und Westen hin befinden sich 
landwirtschaftlich und obstbaulich genutzte Flächen. Nach Süden wird das Gebiet durch 
einen bestehenden Wirtschaftsweg begrenzt. Im Westen des Plangebiets ist das Wohn-
gebiet „Im Steinert, 1. Abschnitt“ geplant. 

Ausschnitt aus der topographischen Karte, unmaßstäblich (Quelle: LANIS RLP) 

 

Die Größe des Geltungsbereichs beträgt ca. 0,6 ha. Die genaue räumliche Abgrenzung 
des Bebauungsplanes ergibt sich aus der Planzeichnung im Maßstab 1:1000. 
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Das Plangebiet umfasst folgende Flurstücke der Flur 10, Gemarkung Gau-Algesheim 
(Nr. 3568) gänzlich bzw. teilweise (tlw.): 

371/1 370 tlw. 

371/2 373 tlw. 

372 374 tlw. 

375 383 tlw. 

393 385/2 tlw. 

394/2 
 

 

 
Abbildung Geltungsbereich, Darstellung BBP Kaiserslautern 

 

3 Bestandssituation 

 Nutzung und natürliche Situation 

Das Plangebiet stellt sich größtenteils als unversiegelte Fläche dar. Lediglich im nord-
westlichen (Flurstücke 383 und 385/2) bzw. östlichen (Flurstück 394/2) Randbereich fin-
den sich versiegelte Bereiche in Form von Fußwegen. Die Versiegelung hat lediglich 
einen Anteil von etwa 2,5 % (ca. 160 m²) an der Gesamtfläche. 

Es finden sich mehrere Einzel- bzw. Obstbäume im Plangebiet. Einzelne Exemplare wur-
den im Rahmen eines Artenschutzübersichtsgutachtens (erstellt durch Willigalla – Öko-
logische Gutachten, Mainz 05/2016) als Habitatbäume kartiert; diese finden sich auf den 
Flurstücken 393 und 372.  
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Während einer Begehung am 26.03.2018 durch das Büro BBP Stadtplanung Land-
schaftsplanung PartGmbB Kaiserslautern wurde festgestellt, dass die Bäume innerhalb 
des Flurstücks 393 zwischenzeitlich gerodet wurden (darunter auch zwei Habitatbäume). 

Innerhalb der Gartenanlage des nördlich angrenzenden Caritas-Altenzentrums Albertus-
Stift finden sich neben mehreren Bäumen auch einige große Haselsträucher sowie ein 
Gartenteich. 

Der südwestliche Bereich des Plangebietes ist geprägt von Rebflächen. Im nordöstlichen 
Randbereich findet sich ein Regenrückhaltebecken (Flurstück 394/2). 

 
Luftbild des Plangebietes mit Abgrenzung des Geltungsbereiches (schwarz gekennzeichnet) und den kar-
tierten Habitatbäumen (rot gekennzeichnet) (Luftbild-Quelle: LANIS RLP) 

 

Die nachfolgenden Bilder wurden während der Ortsbegehung am 26.03.2018 durch das 
Büro BBP aufgenommen: 

Blick über das Plangebiet; im rechten Bildvordergrund ist einer der kartierten Habitatbäume auf dem Flur-
stück 372 zu sehen 
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Regenrückhaltebecken und Fußweg im Osten des 
Plangebietes (Flurstück 394/2) 

Blick nach Westen auf den nördlichen Bereich des 
Plangebietes 

Gartenanlage des angrenzenden Caritas-Altenzentrums Albertus-Stift u.a. mit großen Haselsträuchern, 
Einzelbäumen und Teich 

Blick von Norden über das Plangebiet mit seinen Rebflächen 

 Topografie 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans weist keine nennenswerten topografischen 
Unterschiede auf. Das Gelände ist als weitgehend eben zu betrachten, es fällt topogra-
fisch jedoch von Südwesten (121 m ü. NN) nach Norden/Nordosten (117 m ü. NN) Rich-
tung Siedlungsrand. 

D VORGABEN ÜBERGEORDNETER PLANUNGEN  

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der 
Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines Be-
bauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall zählen insbesondere nachfolgende 
Aspekte hierzu: 

1 Regionaler Raumordnungsplan 

Der Regionale Raumordnungsplan (ROP) der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-
Nahe weist den Geltungsbereich sowie den südlich davon gelegenen Bereich als „Sons-
tige Landwirtschaftsflächen“ aus. Es handelt sich dabei nicht um Vorranggebietsauswei-
sungen. Nördlich sowie östlich schließen „Siedlungsflächen Wohnen“ an. Der Großraum 
um Gau-Algesheim ist als Regionaler Grünzug ausgewiesen. Der Geltungsbereich ist 
von dieser Ausweisung nicht betroffen. 
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Lage des Plangebietes (schwarz gekennzeichnet) im Regionalen Raumordnungsplan der Planungsgemein-
schaft Rheinhessen-Nahe 2014 (Quelle: ROP Rheinhessen-Nahe1) 

2 Flächennutzungsplan 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan (FNP) der Verbandsgemeinde Gau-Algesheim 
stellt für den Bereich des Plangebietes eine Wohnbaufläche dar. Somit wird der vorlie-
gende Bebauungsplan aus den Vorgaben des Flächennutzungsplanes entwickelt.  

Der Flächennutzungsplan stellt für den Geltungsbereich weiterhin „Hangrutschgebiet, 
vermutet (nach Hangstabilitätskarte 1983)“ dar (siehe Kapitel E3). 

Auszug aus dem gültigen Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Gau-Algesheim (Bereich des Gel-
tungsbereichs rot gekennzeichnet) (Quelle: FNP VG Gau-Algesheim) 

                                                 
1  ROP Rheinhessen-Nahe - Regionaler Raumordnungsplan der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe 

unter http://www.pg-rheinhessen-nahe.de/images/ROP14_Druckvorlage_Karte.pdf, abgerufen 02/2018 
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E FACHPLANERISCHE VORGABEN UND RAHMENBEDINGUNGEN 

1 Natur- und artenschutzrechtliche Rahmenbedingungen 

Naturschutzrechtliche Schutzgebiete und -objekte 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebietes „Rheinhessisches 
Rheingebiet“ (07-LSG-73-2). 

Sonstige naturschutzrechtlichen Schutzgebiete und -objekte sind für das Plangebiet und 
dessen unmittelbare Umgebung nicht ausgewiesen. Ebenso finden sich keine ge-
schützten und schutzwürdigen Biotope sowie Flächen des landesweiten Biotopverbun-
des im Bereich des Plangebietes.2  

Die Planung vernetzter Biotopsysteme (VBS) trifft keine Aussagen für das Plangebiet 
und dessen unmittelbare Umgebung.3 

Artenschutzrechtliche Belange 

Mögliche Auswirkungen auf den Artenschutz sind, losgelöst von der Eingriffsregelung, 
zu betrachten. 

Im Hinblick auf § 44 BNatSchG „Besonderer Artenschutz“ - Vorschriften für besonders 
geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten, ergeben sich für den hier in 
Rede stehenden Planungsfall folgende Aspekte: 

Aufgrund der Funde und Biotopaustattung im Zuge eines Artenschutzübersichtsgutach-
tens zum angrenzend geplanten Bebauungsplan „Im Steinert – 1. Abschnitt“ durch das 
Büro Willigalla – Ökologische Gutachten, Mainz (05/2016) wurde eine vertiefende Erfas-
sung von Fledermäusen, Brutvögeln und Reptilien durchgeführt. 

Dem Endbericht (als Anlage beigefügt) sowie der Bestandskarte (siehe nachfolgende 
Abbildung) des Artenschutzgutachtens (Willigalla 10/2017) ist zu entnehmen, dass im 
Rahmen der Untersuchung folgende Arten kartiert werden konnten: 

 Artengruppe Säugetiere (1 Art, Zwergfledermaus) 

 Artengruppe Heuschrecken (11 Arten, u.a. Blauflügelige Ödlandschrecke) 

 Artengruppe Vögel (23 Arten, u.a. Haussperling, Mehlschwalbe, Bluthänfling) 

 Artengruppe Schmetterlinge (15 Arten, u.a. Himmelblauer Bläuling, Kleiner Wür-
fel-Dickkopffalter) 

Vertreter weiterer Artengruppen (u.a. Reptilien) konnten nicht nachgewiesen werden. 

Zudem wurden innerhalb des gesamten Untersuchungsgebietes aufgrund ihres Wuch-
ses und ihrer Ausprägung (Stammdurchmesser > 50 cm, Astabbrüche, Höhlungen, ab-
geplatzte Rinde, Totholz) 14 Habitatbäume kartiert. Drei dieser Habitatbäume befindet 
sich innerhalb des hier in Rede stehenden Geltungsbereiches. 

Im Juni 2019 wurde im Laufe des Verfahrens zum Bebauungsplan „Im Steinert, 1. Ab-
schnitt“ eine ergänzende Wiedehopfkartierung durchgeführt, die den Wiedehopf jedoch 

                                                 
2  LANIS RLP - Landschaftsinformationssystem Rheinland-Pfalz des Ministeriums für Umwelt, Energie, Er-

nährung und Forsten Rheinland-Pfalz (MUEEF RLP), Mainz unter http://map1.naturschutz.rlp.de/karten-
dienste_naturschutz/index.php, abgerufen 06/2018 

3  VBS - Planung vernetzter Biotopsysteme des Landesamtes für Umwelt Rheinland-Pfalz (LfU RLP), Mainz 
unter https://lfu.rlp.de/de/naturschutz/daten-zur-natur/vbs/, abgerufen 06/2018 
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nicht nachweisen konnte. „Da einzelne Beobachtungen […] vorliegen, wird der Wiede-
hopf als unregelmäßiger Nahrungsgast eingestuft. Geeignete Brutstätten sind aktuell 
nicht vorhanden.“4 

Die Untersuchung schlägt im Ergebnis Maßnahmen vor, um Störwirkungen zu reduzie-
ren bzw. den Wiedehopf weiter zu fördern. Diese Maßnahmen betreffen nicht den Re-
gelungsgegenstand eines Bebauungsplans und werden daher als Hinweise auch in den 
vorliegenden Bebauungsplan übernommen, sofern sie den Geltungsbereich betreffen. 

Bestandsplan „Artenschutz“ des Artenschutzgutachtens zum Bebauungsplan „Im Steinert“, Endbericht 
(Quelle: Willigalla - Ökologische Gutachten, Mainz 10/2017) 

 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass die Revierzentren der kartierten Arten vorwie-
gend im Siedlungsbereich außerhalb des hier in Rede stehenden Geltungsbereiches lie-
gen. Jedoch wurden innerhalb des Geltungsbereiches drei Habitatbäume kartiert; das 
Plangebiet stellt somit einen wichtigen Nahrungs- und Lebensraum dar, der durch das 
Planvorhaben zerstört wird. 

 
Unter Berücksichtigung folgender Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen ergeben 
sich keine negativen Beeinträchtigungen der lokalen Populationen der streng geschütz-
ten Arten und europäischen Vogelarten: 

 Erhalt der beiden Kirschbäume (darunter ein Habitatbaum) auf dem Flurstück 
372, Flur 10 

 Regelung der Bau- und Rodungszeiten  

                                                 
4  Gau Algesheim Im Steinert, Wiedehopfkartierung 2019, Willigalla Ökologische Gutachten, Mainz, Endbe-

richt Stand: 15.07.2019 
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 Anbringung von Nist- und Fledermauskästen 

 Erhöhung des Strukturreichtums durch Pflanzung von Gehölzen 

2 Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

 Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine  

 Trinkwasserschutzgebiete (TWSG), 

 Mineralwasserschutzgebiete sowie  

 Heilquellenschutzgebiete 

ausgewiesen.5 

 Überschwemmungsgebiete  

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine Überschwemmungs-
gebiete (ÜSG) sowie hochwassergefährdete Bereiche (HQExtrem) ausgewiesen). 6 

 Schutz vor Außengebietswasser 

An der südlichen Grundstücksgrenze ist innerhalb der Maßnahmenfläche M4 die Her-
stellung eines Erdwalls (Trapezform, Höhe 30 cm) zum Schutz der Bebauung vor Stark-
regen-Außengebietsabfluss vorgesehen. Entlang des Walls wird das Außengebietswas-
ser – wie derzeit im Bestand – in östliche Richtung zur vorhandenen Einleitstelle auf 
Parzelle 394/2 geleitet. 

Es wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, dass bei der Realisierung des Erdwalls 
darauf zu achten ist, dass dieser nicht im Widerspruch zum festgesetzten Pflanzgebot 
auf der Maßnahmenfläche M4 steht. 

3 Geologie / Hangrutschgebiet 

Gemäß der Hangstabilitätskarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz7 befindet sich der Geltungsbereich in einem vermuteten Hangrutschgebiet.  

Aufgrund dieser Darstellung wurde ein Geotechnisches Gutachten zur Hangstabilität be-
auftragt, das feststellt, dass „im Rahmen von Geländebegehungen keine Hinweise auf 
ein aktives bzw. altes Rutschareal gefunden werden konnten“8. Weiterhin wurden gemäß 
Gutachten bei der bisherigen Nutzung sowie bei der Bautätigkeit im Rahmen des Bau-
gebiets „In der Sandkaut“ keine Hinweise auf Bodenbewegungen festgestellt.  

Unabhängig vom vorgenannten Gutachten hat das Landesamt für Geologie und Berg-
bau Rheinland-Pfalz bei einem Abstimmungstermin bezüglich des Bebauungsplans „Im 

                                                 
5  Geoportal Wasser RLP – GIS Client des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rhein-

land-Pfalz (MUEEF RLP), Mainz unter http://www.geoportal-wasser.rlp.de/servlet/is/2025/, abgerufen 
06/2018 

6  Geoportal Wasser RLP – GIS Client des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rhein-
land-Pfalz (MUEEF RLP), Mainz unter http://www.geoportal-wasser.rlp.de/servlet/is/2025/, abgerufen 
06/2018 

7  https://www.lgb-rlp.de/karten-und-produkte/online-karten/online-karte-hangstabilitaet.html, Zugriff 11/2019 

8  Dr. Johannes Feuerbach GmbH: Geotechnisches Gutachten zur Hangstabilität in den geplanten Neubau-
gebieten „Im Steinert“ und „In der Wollsgasse II“ in Gau-Algesheim, Mainz November 2019 
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Steinert, 1. Abschnitt“ mitgeteilt, dass der Geltungsbereich in einer Neuberechnung der 
Rutschgebiete zukünftig nicht mehr in einem potentiellen Rutschgebiet liegen wird.9  

4 Altablagerungen / Altlasten 

Weder bei der Stadt noch bei der Verbandsgemeinde Gau-Algesheim liegen Erkennt-
nisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen vor, die eine bau-
liche Nutzung beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen erforderlich 
machen würden.  

Vor dem Hintergrund der vorhergehenden landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen 
wurde im Rahmen der Aufstellung des angrenzenden Bebauungsplans „Im Steinert, 1. 
Abschnitt“ der Kupfergehalt des Bodens im angrenzenden Bereich untersucht. Das Gut-
achten kommt zu folgendem Ergebnis: “ein Kupfergehalt, der Nutzungseinschränkungen 
erforderlich macht, konnte nicht nachgewiesen werden.10 Eine Belastung ist daher auch 
im vorliegenden Geltungsbereich nicht zu vermuten. Die für das konkret geplante Vor-
haben beauftrage „Baugrunderkundung, Gründungsberatung und umwelttechnische Un-
tersuchungen“ ergab ebenfalls keinen Anhaltspunkt für eine erhöhte Kupferbelastung 
des Bodens.11 

Ergänzend sei hier darauf hingewiesen, dass gemäß den Ausführungen des LUFA 
Speyer vom 25.04.2013 („Bewertung des Transfers und der Anreicherung von Kupfer in 
Nutzpflanzen“) und des LUWG vom 04.03.2013 („Kupfer in Weinbergsböden“) eine Re-
alisierung von Wohnbauvorhaben auch auf erheblich mit Kupfer belasteten Böden 
grundsätzlich möglich erscheint, wenn entsprechende Vorsorgemaßnahmen (von: Pflan-
zenteile, die im Boden wachsen, sollten vor der Zubereitung nicht nur gewaschen, son-
dern auch geschält werden; Kalkungsmaßnahmen; humusaufbauende Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen bis hin zum Bodenaustausch) ergriffen werden. 

 

Auf die Anzeigepflicht von schädlichen Bodenveränderungen oder Altlasten gemäß § 5 
Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) ist im Bebauungsplan hinzuweisen.  

5 Sach- und Kulturgüter sowie archäologische Fundstellen und Bodendenkmäler 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Kulturdenkmäler oder 
kulturhistorisch interessante Baulichkeiten. Im Bereich des bestehenden Altenwohn-
heims befindet sich das Einzeldenkmal „Schulstraße 20, lebensgroße barocke Figur des 
hl. Bonifatius“. Dieses Denkmal wird durch die vorliegende Planung nicht berührt.12  

Über archäologische Fundstellen oder Bodendenkmäler ist ebenfalls nichts bekannt. Die 
Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie - Erd-
geschichte weist darauf hin, dass im Vorhabengebiet erdgeschichtliche Funde und Be-

                                                 
9  Gesprächsnotiz der Verbandsgemeindeverwaltung Gau-Algesheim über einen Abstimmungstermin bezüg-

lich des Wasserschutzes hinsichtlich des Hangrutschgebiets vom 07.10.2019 
10  Umwelttechnischer Bericht Erschließung NBG „Im Steinert“, Gau-Algesheim, Bodengehalt an Kupfer, Rubel 

& Partner, November 2019 

11  Baugrunderkundung, Gründungsberatung und umwelttechnische Untersuchungen, Baugrundinstitut Franke 
Meißner, Mainz März 2020 

12  http://www.geoportal.rlp.de/portal/karten.html?WMC=6067, Zugriff 09/2018 sowie  
 http://denkmallisten.gdke-rlp.de/Mainz-Bingen.pdf, Zugriff 09/2018 
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funde zu erwarten sind. Auf eine rechtzeitige Anzeige von Erdarbeiten und Baugrund-
bohrungen wird hingewiesen. Sollten während der Bauphase Funde zu Tage treten, wird 
auf die gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die Denkmalschutzbehörde verwiesen. 

6 Sonstiges 

Weitere Fachplanungen und sonstige Rahmenbedingungen, die ggf. im Widerspruch zur 
vorliegenden Planung stehen oder vorhandene Zielvorstellungen von Fachplanungen 
und sonstigen Rahmenbedingungen, die eine Bebauung innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans ausschließen oder einschränken könnten, sind nicht be-
kannt. 

F ÜBERLAGERUNG MIT BESTEHENDEN STÄDTEBAULICHEN SATZUNGEN 

Im nördlichen Bereich kommt es zur Überlagerung mit dem bestehenden, rechtskräftigen 
Bebauungsplan „In der Wollsgasse“ (07/1988): Hier wird der entsprechende Teilbereich 
(etwa 270 m²) des Flurstücks 385/2 der Flur 10, Gemarkung Gau-Algesheim (Gem.-Nr. 
3568) als Private Grünfläche inkl. anzupflanzender Baum- bzw. Strauchgruppen 
dargestellt (siehe nachfolgende Abbildung). 

Diesbezüglich gilt Folgendes: Der Bebauungsplan „In der Wollsgasse II“ ersetzt bzw. löst 
die rechtsverbindlich Vorgängerplanung in seinem räumlichen Geltungsbereich ab.  

 

Bebauungsplan „In der Wollsgasse“ (Quelle: ISI Institut für Städtebau - Raum- und Umweltplanung Siegfried 
Imlau Bingen, Stand 07/1988) sowie Bereich der Überlagerung (rot gekennzeichnet) mit dem hier in Rede 
stehenden Bebauungsplan (Quelle: BBP 06/2018) 

G DARLEGUNG ZUM STÄDTEBAULICHEN KONZEPT 

1 Erläuterung der Planung 

Der Bebauungsplan „Wollsgasse II" soll eine geordnete und nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung gewährleisten. Er soll dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu 
sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. Das Pla-
nungsgebiet soll dabei einer Entwicklung zugeführt werden, die den künftigen Nutzern 
und deren Nutzungsbedürfnissen gerecht wird (vgl. § 1 Abs. 5 BauGB). 

Überlagerung mit 
BP „In der Wollsgasse II“ 
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Bei der Durchführung des Bebauungsplanes sind daher insbesondere folgende städte-
bauliche Planungsziele zu berücksichtigen: 

 Differenzierung der zulässigen Nutzungen im Wohngebiet zur Wahrung der Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB),  

 Befriedigung der Nachfrage nach Wohnbauflächen durch Bereitstellung von qualitativ 
hochwertigem Bauland bei guten Wohnbedingungen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB), 

 Die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere der […] alten 
[…] Menschen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB),  

 Vorgaben zur Gestaltung baulicher Anlagen zum Erreichen gestalterischer Grund-
prinzipien bei geringstmöglicher Einschränkung der individuellen Gestaltungsvorstel-
lungen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB), 

 Vermeidung bzw. Minderung von Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 
durch den städtebaulichen Entwurf und gezielte Maßnahmen bzw. Reduzierung un-
vermeidbarer Eingriffe auf das notwendige Minimum (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB), 

 Baurechtliche Sicherung der gemeindlichen Vorstellungen zur zukünftigen Entwick-
lung des Gebiets (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB). 

2 Konzept / Bebauungsvorschlag 

Vorrangiges städtebauliches Planungsziel ist die baurechtliche Sicherung der gemeind-
lichen Vorstellungen zur zukünftigen Entwicklung des Gebietes: der Realisierung eines 
seniorengerechten Wohnprojekts. Auf dem Grundstück soll eine Wohnanlage mit 50 
Wohneinheiten zur Deckung des Bedarfs an modernen, seniorengerechten Wohnungen 
entstehen. 

Die Festsetzungen hinsichtlich Dichte der Bebauung orientieren sich hierbei an der um-
gebenden Bebauung.  

Mögliche Bebauung: Entwurfsplanung (Heberger Hoch-, Tief- und Ingenieurbau GmbH, 12/2019) 

 

3 Verkehrliche Anbindung und interne Erschließung des Plangebiets 

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt über die Parzelle 394/2 an die bestehende 
„Schulstraße“. Die Parzelle 394/2 befindet sich im Eigentum der Stadt, zur Sicherung der 
Erschließung wurde bereits eine Nutzungsvereinbarung unterzeichnet sowie im Bebau-
ungsplan ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt. 
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Eine weitere Erschließung ist über die geplante Straßen des Bebauungsplans „Im 
Steinert, 1. Abschnitt“ und die bestehenden Straßen „Im Steinert“ sowie die „Raiffeisen-
straße“ geplant.  

Eine interne Erschließung des Plangebiets wird privatrechtlich erfolgen. Vor diesem Hin-
tergrund trifft der Bebauungsplan keine Aussagen über die interne Erschließung.  

4 Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 
kann durch Ausbau der bestehenden Netze der jeweiligen Versorgungsträger sicherge-
stellt werden.  

Im Rahmen des Bebauungsplans wurde ein Entwässerungskonzept für die aktuelle Ent-
wurfsplanung für ein seniorengerechtes Wohnprojekt erstellt (siehe Kapitel G2). Das 
Konzept basiert auf der vorliegenden Planung und nicht auf der maximal zulässigen Be-
bauung. Die Entwässerungsplanung für das Vorhaben ist im Rahmen der Baugenehmi-
gung nachzuweisen. Das vorliegende Entwässerungskonzept wurde mit den zuständi-
gen Fachbehörden und den Bodengutachtern abgestimmt. 

Das Entwässerungskonzept sieht vor, das anfallende Schmutzwasser an das beste-
hende Mischwassersystem des AVUS in der Schulstraße/ Ernst-Ludwig-Straße anzu-
schließen. Hierzu wurden im Bebauungsplan Leitungsrechte entsprechend festgesetzt. 

Weiterhin sieht das Konzept vor, das auf den Dachflächen und dem westlichen Stell-
platzflächen anfallende Niederschlagswasser in einem unterirdischen Rückhalteelement 
zurückzuhalten und gedrosselt ebenfalls in den Mischwasserkanal in der Schulstraße 
einzuleiten. Diese Niederschlagsmenge wird reduziert durch im Bebauungsplan festge-
setzte Maßnahmen der Dachbegrünung sowie durch wasserdurchlässige Gestaltung der 
Oberflächen von Zuwegungen und Stellplätzen. Das auf dem östlichen Stellplatz sowie 
auf der Zufahrt anfallende Niederschlagswasser wird oberflächennah versickert. 

An der südlichen Grundstücksgrenze ist innerhalb der Maßnahmenfläche M4 die Her-
stellung eines Erdwalls (Trapezform, Höhe 30 cm) zum Schutz der Bebauung vor Stark-
regen-Außengebietsabfluss vorgesehen. Entlang des Walls wird das Außengebietswas-
ser – wie derzeit im Bestand – in östliche Richtung zur vorhandenen Einleitstelle auf 
Parzelle 394/2 geleitet. 

Die Müllentsorgung ist im Rahmen der öffentlichen Abfallentsorgung sichergestellt. Um 
eine geregelte Leerung der Müllbehälter zu gewährleisten, wird im Bebauungsplan „Im 
Steinert, 1. Abschnitt“ ein Hinweis aufgenommen, dass im Rahmen der Ausführungspla-
nung im öffentlichen Straßenraum im Zufahrtsbereich zum hier vorliegenden Bebau-
ungsplan eine ausreichend dimensionierte Aufstellfläche für Müllbehälter markiert wird. 
Dieser Hinweis wurde an den Erschließungsplaner weitergeleitet. 

Die Stadt hat den Grundsatzbeschluss gefasst, in sämtlichen neuen Wohngebieten die 
Verwendung fossiler Energieträger auszuschließen. Ein Konzept zur Energieversorgung 
des vorliegenden Plangebiets erfolgt durch den Vorhabenträger. 

H LANDESPFLEGERISCHE BEURTEILUNG DER PLANUNG 

Natur- und wasserschutzrechtliche Schutzgebiete und -objekte sind für das Plangebiet 
und dessen unmittelbare Umgebung nicht ausgewiesen. Auswirkungen durch das Plan-
vorhaben sind demnach nicht zu erwarten. 
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Die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes entstehenden Eingriffe in Natur und Land-
schaft können durch entsprechende landespflegerische sowie artenschutzrechtliche 
Maßnahmen vermieden, gemindert bzw. ausgeglichen werden. 

Nähere Erläuterungen zu den Belangen von Natur und Umwelt und den mit dem Plan-
vorhaben verbundenen Auswirkungen auf die einzelnen Umweltschutzgüter sowie den 
entsprechenden Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen können 
dem Fachbeitrag Naturschutz sowie dem Teil B der Begründung (Umweltbericht) ent-
nommen werden. 

I BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN 

Nachfolgend wird im Einzelnen auf die Inhalte und Erforderlichkeit der im Bebauungs-
plan getroffenen Festsetzungen eingegangen. 

1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

Der vorliegende Bebauungsplanentwurf enthält gemeinsam mit sonstigen baurechtli-
chen Vorschriften Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen Nutzung und 
die überbaubaren Grundstücksflächen, nicht jedoch über die örtlichen Verkehrsflächen. 

Somit handelt es sich nach § 30 Abs. 3 BauGB um einen sogenannten „einfachen Be-
bauungsplan“. Vorhaben im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind zulässig, wenn 
sie den darin getroffenen Festsetzungen nicht widersprechen und die Erschließung ge-
sichert ist. Im Übrigen richtet sich die Zulässigkeit von Vorhaben nach § 34 BauGB. 

 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Entsprechend den in Kapitel G1 beschriebenen Planungszielen und in Entwicklung aus 
dem gültigen Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Gau-Algesheim setzt der 
Bebauungsplan ein Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO fest. 

Die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets erfolgt vor dem Hintergrund des 
Hauptziels der Versorgung der Bevölkerung, vorliegend der Bevölkerungsgruppe der 
Senioren, mit Wohnraum. So soll der vorliegende Bebauungsplan die Voraussetzungen 
zur Realisierung eines seniorengerechten Wohnprojekts schaffen. 

Der Planbereich bietet die Voraussetzungen für ein hochwertiges Wohngebiet, welches 
alle Anforderungen an ein ungestörtes Wohnen entsprechend der Zielsetzung des § 4 
BauNVO erfüllt. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans bilden einen Zulässigkeitsrahmen, der im We-
sentlichen den Regelungen des § 4 BauNVO entspricht. Durch die getroffenen Modifi-
kationen/Nutzungsausschlüsse gegenüber dem Regelungsinhalt des § 4 BauNVO wird 
der allgemeine Nutzungszwecks des Allgemeinen Wohngebiets nicht in Frage gestellt. 

1.1.1 Zulässige Nutzungen 

Zulässig sind entsprechend den im Bebauungsplan getroffenen Regelungen im Allge-
meinen Wohngebiet folgende Nutzungen und Anlagen:  

 Wohngebäude 

 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie nicht störenden Hand-
werksbetriebe 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
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Die zulässigen Nutzungen werden vor dem Hintergrund der dargestellten Entwicklungs-
ziele festgesetzt. Bei diesen Nutzungen ist davon auszugehen, dass sie den Gebietsch-
arakter positiv prägen und dass von ihnen keine Störungen ausgehen. Die Zulässigkeit 
von Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
wird vor dem Hintergrund der geplanten Wohnanlage für Senioren festgesetzt.  

1.1.2 Ausnahmsweise zulässige Nutzungen 

Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO i. V. m. § 31 BauGB: 

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

 Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

Ausnahmsweise können zugelassen werden (§ 4 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 
BauNVO und § 31 BauGB): 

 Schank- und Speisewirtschaften 

 

Das Plangebiet soll schwerpunktmäßig als Wohnstandort entwickelt werden. Es ist da-
her weniger für publikumsintensive und damit Parkraumbedarf erzeugende Nutzungen 
geeignet. 

Gastronomische Betriebe sowie Gewerbebetriebe werden in der Regel von ständig 
wechselnden Gästen/Besuchern aufgesucht und haben somit keinen unmittelbaren Be-
zug zum Wohnumfeld, was zwangsläufig zu Störungen und Belästigungen der Wohn-
nutzung, insbesondere durch den Kfz-Verkehr (An- und -abfahrten zur Tag- und Nacht-
zeit) führen kann. Daher sollen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie sonstige nicht störende Gewerbebetriebe nur ausnahmsweise 
zulässig sein. 

1.1.3 Nicht zulässige Nutzungen 

Um das geplante Wohnquartier von vornherein vor äußeren Störungen zu schützen, sol-
len im Allgemeinen Wohngebiet Nutzungen, die auf Grund ihrer Betriebsstruktur einen 
erhöhten Kunden- bzw. Besucherverkehr erzeugen, nicht zulässig sein. Mit den davon 
erzeugten Lärm- und Abgasimmissionen wären Belästigungen der Wohnruhe zu be-
fürchten. 

Vor diesem Hintergrund werden folgende nach § 4 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen nach § 1 Abs. 5 BauNVO ausgeschlossen und sind somit nicht Bestandteil 
des Allgemeinen Wohngebiets:  

 Anlagen für Verwaltungen 

 Gartenbaubetriebe 

 Tankstellen 

 

Anlagen für Verwaltungen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO sprengen den Rahmen der 
ruhigen Wohnanliegerstraße. Eine Verwaltungsnutzung stellt einen Fremdkörper in ei-
nem harmonischen Wohnumfeld dar. Zudem lässt der mit dem Betrieb solcher Anlagen 
zu erwartende ortsfremde Kfz-Verkehr, (Lärm-) Störungen der Wohnruhe erwarten. An-
lagen für Verwaltungen werden daher im Allgemeinen Wohngebiet ausgeschlossen. 
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Der Ausschluss von Gartenbaubetrieben ist in der Lage des Plangebiets und den städ-
tebaulichen Zielstellungen begründet. Der Bebauungsplan verfolgt die Entwicklung eines 
attraktiven Wohnquartiers. Der Standort ist dazu aufgrund seiner Ortsrandlage bei 
gleichzeitiger Nähe zur Innenstadt in besonderem Maß geeignet. Gartenbaubetriebe wä-
ren aus stadtgestalterischer Sicht mit dem baulichen Umfeld nicht in Einklang zu bringen, 
da sie typischerweise über einen großen Flächenanteil verfügen, der unbebaut ist bzw. 
lediglich mit niedrigen Gewächshäusern bestanden ist. Dies würde der städtebaulichen 
Zielsetzung, städtebauliche Raumkanten auszubilden, widersprechen. 

Von Tankstellen gehen regelmäßig erhebliche Beeinträchtigungen für die Umgebung 
aus, die bei den üblichen Öffnungszeiten auch in den späten Abendstunden erfolgen. 
Neben erheblichen Lärmemissionen insbesondere durch den Ziel- und Quellverkehr 
aber auch durch Reparatur- oder Autowascheinrichtungen sind auch olfaktorische Aus-
wirkungen (Benzolgeruch, Abgase) zu befürchten. Das mit dieser Nutzung einherge-
hende hohe Verkehrsaufkommen kann darüber hinaus eine Beeinträchtigung der Ver-
kehrssicherheit und der Erschließungsqualität mit sich bringen. Aus diesen Gründen 
werden Tankstellen als unverträglich mit der geplanten Baustruktur und Nutzung ange-
sehen und zum Schutz der künftigen Wohnnutzungen nicht zugelassen. Für Tankstellen 
bestehen an anderer Stelle im Stadtgebiet städtebaulich besser geeignete Ansiedlungs-
möglichkeiten. 

 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Für das Allgemeine Wohngebiet beträgt die maximal zulässige (GRZ) 0,4. Die Ge-
schossflächenzahl (GFZ) wird im allgemeinen Wohngebiet mit 1,2 bestimmt. Die ge-
troffenen Festsetzungen bewegen sich somit im Rahmen der nach der Baunutzungsver-
ordnung zulässigen Grenzen. 

Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine dem Stand-
ort angepasste qualitätsvolle Neubebauung schaffen, wobei die Höhe der künftigen Ge-
bäude von entscheidender Bedeutung für ihr stadtbildverträgliches Einfügen ist. 

Um der umgebenden vorhandenen Bebauung Rechnung zu tragen und eine Anpassung 
der Neubebauung hinsichtlich ihrer Höhe zu erreichen – dies auch unter Berücksichti-
gung der ansteigenden Topografie – wurde als Bestimmungsfaktor für die Höhe der 
künftigen Wohngebäude die maximale Gebäudehöhe mit 131m NHN festgesetzt.  

Die maximal zulässige Gebäudehöhe überschreitet zwar in geringem Umfang die Höhe 
NHN des bestehenden nördlich angrenzenden Gebäudes, ermöglicht jedoch die Umset-
zung der städtebaulichen Zielvorstellung der Stadt der Realisierung einer bis zu vierge-
schossigen Bebauung. 

Der Begriff „Gebäudehöhe“ wird in den Textfestsetzungen zur eindeutigen Bestimmtheit 
der getroffenen Vorschriften definiert. Die in den Textfestsetzungen festgesetzte maxi-
male Gebäudehöhe bezieht sich auf die Oberkante des höchsten Bauteils des Gebäu-
des, bei Flachdächern einschließlich Attika. 

Die getroffenen Festsetzungen sollen einerseits zeitgemäße Wohnbedürfnisse in den 
angestrebten Gebäudeformen befriedigen und entsprechen andererseits der Forderung 
des § 16 Abs. 3 BauNVO, wonach die Höhe baulicher Anlagen festzusetzen ist, wenn 
ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild 
beeinträchtigt werden könnten. Ortsuntypische Gebäudehöhen werden dadurch vermie-
den. 
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 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 
1 Nr. 2 BauGB) 

Die im Baugebiet festgesetzte abweichende Bauweise wird wie folgt definiert: Zulässig 
sind analog zur offenen Bauweise Einzelhäuser, Doppelhäuser und Hausgruppen mit 
seitlichem Grenzabstand, jedoch ohne Längenbeschränkung. Diese Bebauung begrün-
det sich zum einen angesichts des Vorhabens zum anderen angesichts der vorhande-
nen angrenzenden Bebauung und wird vor diesem Hintergrund als sinnvoll und städte-
bauliche angemessen bewertet. 

Die überbaubaren Flächen des Bebauungsplanes werden durch die Festsetzung von 
Baugrenzen definiert. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind ausreichend für die 
beabsichtigen Bauformen und Nutzungen dimensioniert und bieten den Bauherren 
größtmögliche Flexibilität.  

Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen hinsichtlich der Nebenanlagen, über-
dachten Stellplätze (Carports) und Garagen zielen im Wesentlichen darauf ab, ein un-
kontrolliertes "Zubauen" der Randbereiche des Grundstücks zu verhindern. Lediglich 
Standplätze für Müllbehälter sowie Fahrradabstellanlagen sind zwischen der im Bebau-
ungsplan „Im Steinert, 1. Abschnitt“ als öffentlichen Verkehrsfläche festgesetzten Fläche 
und der straßenseitigen Baugrenze sowie im östlichen Bereich zur Schulstraße hin zu-
lässig. Diese Nebenanlagen sind sinnvollerweise der erschließenden Straße zuzuord-
nen und daher außerhalb des Baufensters zulässig. 

Zu Gunsten der Gestaltungsfreiheit der künftigen Bauherren sind Stellplätze sowohl in-
nerhalb als auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Gleichzeitig 
wird das Ziel verfolgt, Zuwegungen zu den Stellplätzen gering zu halten. 

Eine direkte Ausfahrt aus einer Garage in den öffentlichen Straßenraum birgt ein mitun-
ter erhebliches Unfallrisiko. Daher ist vor einer Garage eine hinreichende Stellfläche vor-
zusehen, sodass das Öffnen und Schließen der Garage ohne Behinderung des Straßen-
verkehrs möglich ist. Darüber hinaus ist auch aus gestalterischen Gründen der Einbau 
von Garagen und Carports in den Straßenraum nicht erwünscht. 

 Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Auf der Parzelle 394/2 besteht ein Rückhaltebecken, das derzeit die Oberflächenwasser, 
die aus dem anstehenden Außengebiet resultieren, fasst und beruhigt an das beste-
hende Mischwassersystem ableitet. 

Diese Fläche wird entsprechend der aktuellen Nutzung als Fläche für die Rückhaltung 
von Niederschlagswasser festgesetzt. 

 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen   
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Das in der Planzeichnung festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht „GFL“ umfasst zu 
Gunsten der Eigentümer und Nutzer der westlich angrenzenden Grundstücke im Bereich 
des Bebauungsplans „In der Wollsgasse II“ die Befugnis, eine Zufahrt sowie Ver- und 
Entsorgungsleitungen herzustellen, dauerhaft zu unterhalten, zu benutzen, zu erhalten, 
zu erneuern und zu diesem Zweck die betroffenen Grundstücke zu betreten und zu be-
fahren sowie betreten und befahren zu lassen. 

Das in der Planzeichnung festgesetzte Leitungsrecht „L“ umfasst zu Gunsten der Eigen-
tümer der westlich angrenzenden Grundstücke im Bereich des Bebauungsplans „In der 
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Wollsgasse II“ die Befugnis, Ver- und Entsorgungsleitungen herzustellen, dauerhaft zu 
unterhalten, zu benutzen, zu erhalten, zu erneuern und zu diesem Zweck die betroffenen 
Grundstücke zu betreten und zu befahren sowie betreten und befahren zu lassen. 

Die Rechte sind grundbuchrechtlich durch die beteiligten Parteien abzusichern und wer-
den zugunsten des jeweiligen Nutzers eingetragen. Vertragliche Vereinbarungen zwi-
schen den Begünstigten und den Grundstückseigentümern, in denen Rechte und Pflich-
ten sowie ggf. Entschädigungsmodalitäten zwischen den Vertragspartnern geregelt wer-
den sind abzuschließen. Diese notariell beurkundeten Vereinbarungen (Gestattungsver-
träge) sind Grundlage für die grundbuchliche Eintragung beschränkter persönlicher 
Dienstbarkeiten. 

Die Funktionalität der bestehenden Retentionsmulde darf durch die Zuwegungen und 
Leitungen nicht beeinträchtigt werden. 

 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft i. V. m. Flächen für die Rückhaltung von Nieder-
schlagswasser bzw. i. V. m. öffentlichen Grünflächen sowie Flächen für das 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, Bindun-
gen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 20, 25a und 25b BauGB) 

Die wesentlichen Eingriffe des vorliegenden Bebauungsplans erfolgen durch die Versie-
gelung bislang offener Bodenfläche mit Auswirkungen auf Boden- und Wasserhaushalt 
sowie durch den Verlust von Gehölzen mit Bedeutung für das Ortsbild, das Kleinklima 
sowie die Artenvielfalt im Bereich des Plangebietes. 

Die im Bebauungsplan festgesetzten landespflegerischen Maßnahmen dienen der Ver-
meidung, Verminderung und dem Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft. 

Dabei sollen durch den Bezug auf die beigefügten Pflanzlisten naturnahe und standort-
gerechte Pflanzungen entstehen. 

Folgende landespflegerische/grünordnerische Maßnahmen werden festgesetzt: 

 Maßnahme M1 - Erhalt der Einzelbäume 

 Maßnahme M2 – Gestaltung der Baugrundstücke 

 Maßnahme M3 – Begrünung der Stellplatzflächen 

 Maßnahme M4 – Gehölzpflanzung zur freien Landschaft (Gebietseingrünung Sü-
den) 

Folgende artenschutzrechtliche Maßnahme wird festgesetzt: 

 Maßnahme M5 – Anbringung von Nisthilfen und Quartierkästen 

 

Der Entwässerungsplaner weist ausdrücklich darauf hin, dass der im Bereich der Maß-
nahme M4 zulässige Erdwall zur Ableitung von Außengebietswasser der Umsetzung der 
Pflanzvorschriften nicht widerspricht. 

Aufgrund fehlender Ermächtigungsgrundlage werden u.a. folgende Maßnahmen in die 
im Anschluss an die Textfestsetzungen aufgeführten „Hinweise ohne Festsetzungscha-
rakter“ aufgenommen: 

 Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG 
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 Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaß-
nahmen 

 Schutz des Oberbodens 

 Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bestimmte luftverunreinigende Stoffe 
nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen (§ 9 Abs.1 Nr. 23a BauGB) 

Die Stadt beabsichtigt, in sämtlichen neuen Wohngebieten die Verwendung fossiler 
Energieträger auszuschließen. Ein entsprechender Beschluss wurde vom Stadtrat am 
26.09.2018 gefasst. 

Die Plangeberin geht in diesem Zusammenhang davon aus, dass eine entsprechende 
Energieversorgung im vorliegenden Plangebiet möglich ist. Dies insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass von dem zukünftigen Bauherrn die Einhaltung der Vorgaben als rea-
lisierbar bestätigt wurde. 

 Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen (§ 9 Abs. 1a BauGB) 

Die ermittelten Eingriffe werden im Bebauungsplan den landespflegerischen Kompen-
sationsflächen und -maßnahmen im Sinne des § 1a BauGB zugeordnet, um eine Grund-
lage für den Erlass einer Satzung und damit für die Refinanzierung der Ausgleichsmaß-
nahmen nach § 135 c BauGB zu schaffen. 

2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  

Übernahme von auf Landesrecht beruhenden Festsetzungen in den Bebauungs-
plan 

Örtliche Bauvorschriften der Stadt Gau-Algesheim 

Das Erscheinungsbild des Baugebietes wird nicht nur durch die äußeren Vorgaben, wie 
beispielsweise die Straßenführung, die Stellung der Baukörper und die Begrünung ge-
prägt sein. Vielmehr haben die Gestaltung des Einzelbaukörpers und der Umgang mit 
dem Gelände ebenfalls wesentlichen Einfluss auf das städtebauliche Gesamtbild. Daher 
kommt dem einzelnen Bauherrn und Architekten eine hohe Eigenverantwortung im Um-
gang mit der durch deren Planung beeinflussten Umgebung zu.  

Die Stadt wird durch die Regelung des § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 88 Lan-
desbauordnung (LBO) in die Lage versetzt, in gewissen Grenzen Einfluss auf die Bau-
gestaltung zu nehmen. Gestalterische Festsetzungen in Bebauungsplänen sind dann 
zulässig, wenn sie dazu dienen, ästhetisch unerwünschte Erscheinungen oder Beein-
trächtigungen der Harmonie von Orts- und Landschaftsbild fern zu halten, soweit dieses 
auf sachgerechten Erwägungen beruht und wenn dabei eine angemessene Abwägung 
der (privaten) Interessen des Einzelnen und der Belange der Allgemeinheit erkennbar 
ist. 

Mit den örtlichen Bauvorschriften wird der Zweck verfolgt, zusätzlich zu den Festsetzun-
gen auf Grundlage des BauGB bzw. der BauNVO Gestaltungsvorgaben innerhalb des 
Plangebiets zu machen. Dementsprechend ist der Geltungsbereich der Satzung iden-
tisch mit dem des Bebauungsplans. 

Die örtlichen Bauvorschriften stellen einen angemessenen Kompromiss zwischen den 
wirtschaftlichen Bedürfnissen an die Grundstücksnutzung einerseits und andererseits 
dem öffentlichen Interesse an einer stadtgestalterischen Integration des Plangebietes in 
das bauliche Umfeld dar. 



Stadt Gau-Algesheim Bebauungsplan „In der Wollsgasse II“ 

Entwurf | 01.09.2020 Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 23 von 65 

Es wurden nur diejenigen Festsetzungen getroffen, die aus städtebaulichen Gründen 
mindestens erforderlich und von elementarem Einfluss auf das Gesamterscheinungsbild 
des Baugebiets sind. Insbesondere wurde dabei der Grundsatz des eigenverantwortli-
chen Umgangs mit Grund und Boden gewürdigt. 

 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

Bei der Festsetzung zur Dachgestaltung wird davon ausgegangen, dass Dächer das 
Gesamterscheinungsbild eines Baugebietes in hohem Maße prägen. Eine Harmonisie-
rung der Dachform und -neigung ist deshalb Voraussetzung für die gestalterische Ak-
zeptanz des Gebietes durch die künftigen Nutzer und der Bevölkerung allgemein. Die 
diesbezüglich getroffenen Festsetzungen dienen der Umsetzung des städtebaulichen 
Konzepts.  

Mit der Beschränkung der Dachformen soll ein möglichst einheitliches Gesamterschei-
nungsbild des Baugebiets erreicht werden. Die Begrenzung von Dachaufbauten und 
Dachgauben sowie Zwerchhäusern auf insgesamt max. 2/3 der Traufseite gewährleistet 
eine ruhige Dachlandschaft. 

Durch die getroffenen Festsetzungen von Dachneigung und Dachform wird die klare 
Struktur des Städtebaus unterstrichen und ein unkoordiniertes und städtebaulich unhar-
monisch wirkendes Nebeneinander unterschiedlichster Dachformen verhindert. 

Die Begrünung von Flachdächern und flach geneigten Dächern leistet einen Beitrag zur 
Verdunstung des Niederschlagswassers und damit zur Reduzierung der abzuleitenden 
Wassermenge und wird vor diesem Hintergrund verpflichtend festgesetzt. 

 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke  
(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO) 

Die getroffenen Festsetzungen zur Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen 
tragen zu einer angemessenen Durchgrünung des Baugrundstücks mit bei.  

Die Festsetzung von wasserdurchlässigen Belägen für Zufahrten und Stellplätze trägt 
mit zu einer Minimierung der Eingriffe in die Schutzgüter Boden und Grundwasser bei. 
Zugleich ist sie hydrologisch wirksam und vermindert die Menge des abzuleitenden Nie-
derschlagswassers. 

 Sonstige bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 88 Abs.1 Nr.1 und Nr.3 
LBauO) 

Dauerhaft freistehende Mülltonnen und Müllbehälter haben im Allgemeinen eine sehr 
negative Außenwirkung. Um dies zu unterbinden wird festgesetzt, dass sie entweder 
baulich in die Gebäude zu integrieren sind oder im Freien durch Eingrünung der Sicht 
zu entziehen sind. 

 Zahl der notwendigen Stellplätze nach § 47 LBauO (§ 88 Abs. 1 Nr. 8 LBauO) 

Die Satzung der Stadt Gau-Algesheim über die Festlegung der Zahl der notwendigen 
Stellplätze vom 31.05.1999 wurde gemäß Beschluss des Stadtrats vom 17.04.2019 in-
sofern geändert, dass für das Vorhaben des altengerechten Wohnens 50 Stellplätze (ein 
Stellplatz pro Wohneinheit) zu errichten sind. Sofern eine Nutzungsänderung vorliegen 
sollte, finden die Bestimmungen der genannten Satzung Anwendung.  

Dieser Abweichung von der Stellplatzsatzung begründet sich in der Zielgruppe, für die 
das Wohnprojekt errichtet wird. Bei altengerechten Wohnungen ist ein PKW-Besatz von 
maximal einem PKW pro Wohnung zu erwarten. 
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3 Hinweise ohne Festsetzungscharakter 

Empfehlungen und Hinweise, die der Umsetzung der städtebaulichen und stadtgestalte-
rischen Zielsetzungen dienen, zum Verständnis der getroffenen Festsetzungen beitra-
gen oder über den „eigentlichen“ Bebauungsplan hinausgehende wichtige Informationen 
liefern, jedoch aufgrund mangelnder Ermächtigungsgrundlage nicht als Festsetzungen 
in den Bebauungsplan aufgenommen werden konnten, sind als Hinweise ohne Festset-
zungscharakter im Nachgang zu den Textfestsetzungen in Kapitel C abgedruckt. 

Getroffene Hinweise bezüglich der DIN-Vorschriften und sonstige Regelwerke dienen 
der Information der Öffentlichkeit darüber, wie, wo oder über welche Bezugsquellen die 
dem Bebauungsplan zugrunde liegenden DIN-Vorschiften und Regelwerke eingesehen 
werden können.  

J WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG  

Entsprechend den Vorschriften des Baugesetzbuches sind gemäß § 2a BauGB die we-
sentlichen Auswirkungen der Planung darzulegen. 

1 Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) 

Zur Wahrung der Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse sowie die Sicherheit 
der Arbeitsbevölkerung wurden insbesondere nachfolgend dargelegte Aspekte betrach-
tet. 

 Nutzung 

Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass insbesondere die zukünftige 
Wohnbevölkerung im Plangebiet bei der Wahrung ihrer Grundbedürfnisse gesunde Be-
dingungen vorfindet.  

Daher ist bei der Planung darauf zu achten, dass das Plangebiet so ausgestaltet wird, 
dass gesunde Bedingungen herrschen. Diesem Grundsatz entspricht die vorliegende 
Planung. 

Die festgesetzten Nutzungseinschränkungen entsprechen in diesem Zusammenhang 
dem planerischen Willen der Stadt Gau-Algesheim und dem Entwicklungsziel, ein Ange-
bot an seniorengerechten Wohnungen zu schaffen: So wird durch den Ausschluss von 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetrieben und Tankstellen sowie die lediglich aus-
nahmsweise Zulässigkeit von Betrieben des Beherbergungsgewerbes, sonstigen nicht 
störenden Gewerbebetrieben sowie Schank- und Speisewirtschaften eine Beeinträchti-
gung der angestrebten Wohnnutzung vermieden.  

 Altlasten 

Weder bei der Stadt, noch bei der Verbandsgemeinde Gau- Algesheim liegen Erkennt-
nisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen vor, die eine bau-
liche Nutzung beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen erforderlich 
machen würde. 

Eine erhöhte Kupferbelastung im Boden, die einer Wohnnutzung widerspricht, ist auf-
grund eines Gutachtens der unmittelbar angrenzenden Flächen nicht zu vermuten. Die 
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für das konkret geplante Vorhaben beauftrage „Baugrunderkundung, Gründungsbera-
tung und umwelttechnische Untersuchungen“ ergab ebenfalls keinen Anhaltspunkt für 
eine erhöhte Kupferbelastung des Bodens.13 

Ergänzend sei hier darauf hingewiesen, dass gemäß den Ausführungen des LUFA 
Speyer vom 25.04.2013 („Bewertung des Transfers und der Anreicherung von Kupfer in 
Nutzpflanzen“) und des LUWG vom 04.03.2013 („Kupfer in Weinbergsböden“) eine Re-
alisierung von Wohnbauvorhaben auch auf erheblich mit Kupfer belasteten Böden 
grundsätzlich möglich erscheint, wenn entsprechende Vorsorgemaßnahmen (von: Pflan-
zenteile, die im Boden wachsen, sollten vor der Zubereitung nicht nur gewaschen, son-
dern auch geschält werden; Kalkungsmaßnahmen; humusaufbauende Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen bis hin zum Bodenaustausch) ergriffen werden. 

Sollten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) angetroffen werden 
oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffälligkeiten) ergeben, wird im 
Bebauungsplan darauf hingewiesen, die zuständige Struktur- und Genehmigungsdirek-
tion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Mainz um-
gehend zu informieren. 

 Radonvorsorge 

Gemäß der Radon-Prognosekarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau liegt das 
Plangebiet in einem Bereich, in dem lokal auch erhöhtes (40 bis 100 kBq/m³) und selte-
ner hohes Radonpotential (> 100 kBq/m³) ermittelt wurde. 

Daher wird im Bebauungsplan empfohlen, grundsätzlich eine projektbezogene Radon-
messung (Langzeitmessung über 3-4 Wochen) in der Bodenluft des Bauplatzes durch-
zuführen. Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich 
ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen (z. B. Abschluss des Treppenhauses gegenüber 
dem Untergeschoss, Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich, Einbau 
einer radondichten Folie unter der Bodenplatte) zu entscheiden. Werden hierbei Werte 
über 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft festgestellt, wird angeraten, 
bauliche Versorgungsmaßnahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons in Gebäude 
weitgehend zu verhindern. 

 Geologie / Hangrutschgebiet 

Gemäß der Hangstabilitätskarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz14 befindet sich der Geltungsbereich in einem vermuteten Hangrutschgebiet.  

Aufgrund dieser Darstellung wurde ein Geotechnisches Gutachten zur Hangstabilität be-
auftragt, das feststellt, dass „im Rahmen von Geländebegehungen keine Hinweise auf 
ein aktives bzw. altes Rutschareal gefunden werden konnten“15. Weiterhin wurden ge-
mäß des Gutachtens bei der bisherigen Nutzung sowie bei der Bautätigkeit im Rahmen 
des Baugebiets „In der Sandkaut“ keine Hinweise auf Bodenbewegungen festgestellt.  

Unabhängig vom vorgenannten Gutachten hat das Landesamt für Geologie und Berg-
bau Rheinland-Pfalz bei einem Abstimmungstermin bezüglich des Bebauungsplans „Im 

                                                 
13  Baugrunderkundung, Gründungsberatung und umwelttechnische Untersuchungen, Baugrundinstitut Franke 

Meißner, Mainz März 2020 

14  https://www.lgb-rlp.de/karten-und-produkte/online-karten/online-karte-hangstabilitaet.html, Zugriff 11/2019 

15  Dr. Johannes Feuerbach GmbH: Geotechnisches Gutachten zur Hangstabilität in den geplanten Neubau-
gebieten „Im Steinert“ und „In der Wollsgasse II“ in Gau-Algesheim, Mainz November 2019 
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Steinert, 1. Abschnitt“ mitgeteilt, dass der Geltungsbereich in einer Neuberechnung der 
Rutschgebiete zukünftig nicht mehr in einem potentiellen Rutschgebiet liegen wird.16  

Vor diesem Hintergrund ist eine Gefährdung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
durch die geplante Bebauung des Geltungsbereichs hinsichtlich des Themas Geologie / 
Hangrutschgebiet nicht zu erwarten. 

 Brandschutz 

Die Löschwasserversorgung für das Plangebiet ist gewährleistet. 

Der bauliche Brandschutz für die geplanten Gebäude ist im Rahmen des Bauantrags-
verfahrens bzw. Freistellungsverfahrens nachzuweisen. 

2 Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Be-
wohnerstrukturen, Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und Anfor-
derungen kostensparenden Bauens sowie die Bevölkerungsentwicklung (gem. 
§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 

In Gau-Algesheim besteht ein Bedarf nach seniorenegerechten Wohnungen. Mit dem 
vorliegenden Bebauungsplan werden die Voraussetzungen dafür geschaffen, eine ge-
meinschaftliche seniorengerechte Wohnanlage mit 50 Wohneinheiten zu errichten. So-
mit wird dem Bedarf dieser Bevölkerungsgruppe, die besondere Anforderungen an Woh-
nungen und Angeboten sowie Unterstützung in direkter Umgebung hat, entsprochen. 

Das Angebot an seniorengerechten Wohnungen ist insbesondere auch um Zusammen-
hang mit der Schaffung von Wohnraum insbesondere für junge Familien in den neu ge-
planten Wohngebieten In der Eichenbach sowie Im Steinert, 1. Abschnitt zu sehen. 

3 Belange des sozialen und sonstigen Infrastrukturbedarfs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 3 
BauGB) 

Der durch das neue Baugebiet entstehende zusätzliche Infrastrukturbedarf kann von be-
reits bestehenden Einrichtungen in der Stadt, teilweise auch durch Angebote im Plange-
biet selber, abgedeckt werden. 

Die getroffenen Festsetzungen erlauben zudem im Rahmen der allgemeinen Zweckbe-
stimmung auch die Ansiedlung von weiteren dem Gebiet dienenden Einrichtungen.  

4 Belange des Denkmalschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich keine Kulturdenkmäler oder kul-
turhistorisch interessante Baulichkeiten. Das in räumlicher Nähe gelegene Einzeldenk-
mal (Schulstraße 20, Figur) ist durch die Planung nicht betroffen. 

Sollten im Zuge der Bau- und Erschließungsarbeiten archäologische Funde angetroffen 
werden, so wird auf die Meldepflicht nach dem Denkmalschutzgesetz hingewiesen.  

5 Gestaltung des Ortsbildes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Zur Vermeidung grundsätzlicher gestalterischer Defizite wurden in den Bebauungsplan 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 88 LBauO auf Landesrecht beruhende Re-
gelungen integriert. 

                                                 
16  Gesprächsnotiz der Verbandsgemeindeverwaltung Gau-Algesheim über einen Abstimmungstermin bezüg-

lich des Wasserschutzes hinsichtlich des Hangrutschgebiets vom 07.10.2019 
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Daneben werden bauplanungsrechtliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nut-
zung, zur Bauweise, zu den überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
sowie zur Höhe baulicher Anlagen getroffen. 

6 Belange des Umweltschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

Mit dem Planvorhaben gehen erhebliche Auswirkungen auf Natur und Landschaft ein-
her: So führt die Bebauung und Erschließung des Plangebietes zu einer hohen Neuver-
siegelung vormals unversiegelter Flächen, was Auswirkungen u.a. auf den Boden- und 
Wasserhaushalt hat.  

Die durch das Planvorhaben entstehenden Auswirkungen auf den Wasserhaushalt wer-
den durch die Festsetzung von Dachbegrünung sowie durch die Verwendung wasser-
durchlässiger Materialien bei der Herstellung von Zufahrten und Stellplätzen gemindert. 

Durch- und Eingrünungsmaßnahmen wirken sich positiv auf Kleinklima, Ortsbild und 
Wohnqualität aus. Weiterhin mindern diese die Auswirkungen des Planvorhabens auf 
den Artenschutz, die durch den Verlust von Gehölzen (u.a. Habitatbäume) entstehen. 
Zusätzlich sind Nist- und Fledermauskästen innerhalb des Plangebietes anzubringen 
sowie die beiden Kirschbäume (darunter ein Habitatbaum) im Süden des Plangebietes 
dauerhaft zu erhalten.   

Um Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG zu vermeiden, sind erforderliche Ro-
dungsarbeiten auf den gesetzlich vorgegebenen Zeitraum zwischen Oktober und Feb-
ruar zu beschränken.   

7 Belange der Ver- und Entsorgung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 

Die Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 
kann durch Anschluss an die bestehenden Netze und teilweise Ausbau der bestehenden 
Netze der jeweiligen Versorgungsträger sichergestellt werden.  

Das Schmutzwasser sowie der Anteil des Niederschlagswassers, der nicht verdunstet 
oder versickert, wird durch den Anschluss an den bestehenden Mischwasserkanal in der 
Schulstraße abgeleitet. 

Zum Schutz von Leitungen wird im Bebauungsplan auf die einschlägigen Vorschriften 
und Abstandsempfehlungen sowie ggf. erforderliche Leitungsschutzmaßnahmen hinge-
wiesen.  

Um eine Beeinträchtigung durch Müllbehälter am Tag der Leerung im Straßenraum zu 
vermeiden, wird im Bebauungsplan „Im Steinert, 1. Abschnitt“ ein Hinweis aufgenom-
men, dass im Rahmen der Ausführungsplanung im öffentlichen Straßenraum im Zu-
fahrtsbereich zum hier vorliegenden Bebauungsplan eine ausreichend dimensionierte 
Aufstellfläche für Müllbehälter markiert wird. Dieser Hinweis wurde an den Erschlie-
ßungsplaner weitergeleitet. 

8 Belange des Personenverkehrs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 

Zur Abschätzung der verkehrlichen Auswirkungen des Bebauungsplans „Im Steinert, 1. 
Abschnitt“ wurde eine Verkehrstechnische Stellungnahme eingeholt, die zu folgendem 
Ergebnis kommt: „Das zu erwartende Verkehrsaufkommen „Im Steinert“ und in der „Rai-
ffeisenstraße“ liegt auch bei Realisierung des Neubaugebiets deutlich im Bereich des für 
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Wohnstraßen üblichen und gebietsverträglichen Verkehrsaufkommens, die Anschlüsse 
an das städtische und regionale Straßennetz sind leistungsfähig.17 

Aufgrund der Anzahl der Wohneinheiten sowie der Bewohnerstruktur des vorliegenden 
Bebauungsplans sind die von der geplanten Nutzung ausgehenden Verkehrsbelastun-
gen als gering zu bewerten. 

K PLANVERWIRKLICHUNG 

1 Maßnahmen zur Realisierung des Bebauungsplans 

Unter Berücksichtigung der gegenwärtigen Grundstücksverhältnisse sind zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt keine bodenordnenden Maßnahmen im Sinne der §§ 45ff BauGB er-
forderlich.  

2 Kosten der Bauleitplanung 

Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe der Gemeinde, über die Aufstellung und 
Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens entscheidet daher die Gemeinde im Rah-
men ihrer Planungshoheit. Die Gemeinde hat die anfallenden Kosten für die Aufstellung 
des Bebauungsplanes zu tragen.  

                                                 
17  Verkehrstechnische Stellungnahme“ zum Bebauungsplan „Im Steinert, 1. Ab-schnitt“, Modus Con-

sult Ulm GmbH, Ulm, März 2019 
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TEIL B 

UMWELTBERICHT GEM. § 2 A NR. 2 BAUGB 

A EINLEITUNG 

Im Rahmen der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans ist auf der Grundlage der 
nach § 2 Abs. 4 BauGB durchzuführenden Umweltprüfung ein Umweltbericht zu erstel-
len. Dieser enthält gemäß Anlage 1 zum BauGB neben der Darstellung der einschlägi-
gen Fachgesetze und -planungen, eine Bestandsaufnahme mit Angaben zum derzeiti-
gen Umweltzustand (Basisszenario), Aussagen zur Ermittlung und Bewertung der er-
heblichen Umweltauswirkungen, die von der Planung ausgehen, Ausführungen zu Ver-
meidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen sowie die Prüfung anderweiti-
ger Planungsmöglichkeiten. 

1 Kurzdarstellung von Inhalt und Zielen des Bebauungsplanes 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung erforderlich ist. 

In der Stadt Gau-Algesheim besteht Bedarf nach seniorengerechten Wohnungen. Die 
Gesellschaft „Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG“ ist mit dem Vorhaben an die Stadt 
herangetreten, eine gemeinschaftliche seniorengerechte Wohnanlage mit 50 Wohnein-
heiten zu errichten. Die Stadt hat sich nach umfänglicher Standortsuche dafür ausge-
sprochen, das Projekt auf der Fläche südlich des bestehenden Altenwohnheims der 
Caritas zu ermöglichen. Das Plangebiet befindet sich somit am westlichen Rand der 
Stadt Gau-Algesheim.  

Der Bebauungsplan sieht sie Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes sowie von 
Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser im östlichen Randbereich vor. 
Hier besteht zudem die Ausweisung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechts, das die Funk-
tionalität der Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser jedoch nicht ein-
schränkt.  

Der südliche Gebietsrand wird als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft entwickelt und dient neben der landschaftsgerechten 
Einbindung des zukünftigen Baugebietes in sein Umfeld vor allem auch dem Artenschutz 
durch Erhaltung vorhandener Habitatbäume sowie Anpflanzung weiterer Gehölze.  

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes kommt es im nördlichen Bereich zur 
Überlagerung mit dem bestehenden, rechtskräftigen Bebauungsplan „In der Wollsgasse“ 
(07/1988): Hier wird der entsprechende Teilbereich (etwa 270 m²) des Flurstücks 385/2 
der Flur 10, Gemarkung Gau-Algesheim (Gem.-Nr. 3568) als Private Grünfläche inkl. 
anzupflanzender Baum- bzw. Strauchgruppen dargestellt (siehe nachfolgende 
Abbildungen). 

Der bestehende Bebauungsplan wird in dem Bereich, in dem er vom Bebauungsplan „In 
der Wollsgasse II“ überlagert wird, durch diesen ersetzt bzw. abgelöst.  
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Bebauungsplan „In der Wollsgasse“ (Quelle: ISI Institut für Städtebau - Raum- und Umweltplanung Siegfried 
Imlau Bingen, Stand 07/1988) sowie Bereich der Überlagerung (rot gekennzeichnet) mit dem hier in Rede 
stehenden Bebauungsplan (Quelle: BBP 06/2018) 

Für die Darstellung von Art und Umfang der Eingriffe in den Naturhaushalt/das Land-
schaftsbild wird folgender Bebauungsplanentwurf zugrunde gelegt: 

Bebauungsplan „In der Wollsgasse II“ (Quelle: BBP Stadtplanung Landschaftsplanung, Stand 08/2020) 

Die Gesamtgröße des Plangebietes beläuft sich auf ca. 0,6 ha. Nachfolgend sind die 
geplanten Nutzungsformen sowie deren Flächengröße und Flächenanteil am Gesamt-
gebiet aufgelistet. 

  

Überlagerung mit 
BP „In der Wollsgasse II“ 
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Flächenbilanz „Planung“ 

Nutzungen Fläche [ m² ]  Flächenanteil [ % ]
Allgemeines Wohngebiet (WA) 6.016 95,37

 davon M4 748 11,86 
Flächen für Rückhaltung von Niederschlagswasser  292 4,63

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende 
Fläche 130 2,06 

gesamt 6.308 100,00
 

Die Entwurfsplanung einer möglichen Bebauung (12/2019) des Büros Heberger Hoch-, 
Tief- und Ingenieurbau GmbH aus Schifferstadt sieht wie folgt aus: 

Mögliche Bebauung: Entwurfsplanung (Heberger Hoch-, Tief- und Ingenieurbau GmbH, 12/2019) 

 

2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten um-
weltrelevanten Ziele und ihrer Berücksichtigung 

 Zu berücksichtigende übergeordnete Ziele des Umweltschutzes 

Für die Schutzgüter Mensch (insbesondere die menschliche Gesundheit), Tiere, Pflan-
zen und biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima/Luft, Landschaft (insbeson-
dere das Orts- und Landschaftsbild sowie Landschaftserleben), Kultur- und sonstige 
Sachgüter sowie Wechselwirkungen werden in verschiedenen Fachgesetzen, Verord-
nungen und Richtlinien Ziele des Umweltschutzes definiert, die bei der Aufstellung von 
Bebauungsplänen zu berücksichtigen sind. 

Wesentliche Vorschriften für die Beachtung umweltbezogener Belange im Bauleitplan-
verfahren stellen vor allem das Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG), das Bundesna-
turschutzgesetz (BNatSchG), das rheinland-pfälzische Naturschutzgesetz (LNatSchG), 
das Wasserhaushaltsgesetz (WHG), das Landeswassergesetz (LWG) sowie das Bun-
desimmissionsschutzgesetz (BImSchG) dar. 

Nachfolgend werden die wesentlichen zu beachtenden Zielsetzungen für die benannten 
Schutzgüter bezogen auf den Bebauungsplan „Westlich der K 51“ aufgeführt. 

 Ziele aus einschlägigen Fachgesetzen, Verordnungen und Richtlinien 

Insbesondere die im Folgenden aufgeführten Paragraphen der genannten Fachgesetze 
sind zu beachten 
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2.2.1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 § 1 Abs. 5 BauGB 
Bauleitplanung in Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz 

 § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 
Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse 

 § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 
Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege (...) 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 
Vielfalt, 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes, 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit so-
wie die Bevölkerung insgesamt, 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 
e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 

und Abwässern, 
f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung 

von Energie, 
g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbe-

sondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 
h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 

Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union 
festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
nach den Buchstaben a bis d, 

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Aus-
wirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zuläs-
sigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf 
die Belange nach den Buchstaben a bis d und i, 

 § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB 
Berücksichtigung der Belange der Land- und Forstwirtschaft (...) 

 § 1a Abs. 2 BauGB 
Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden 

2.2.2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

 §§ 1 und 13 ff BNatSchG 
Natur und Landschaft sind zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln und soweit 
erforderlich wiederherzustellen, damit die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, 
Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume dau-
erhaft gesichert ist. 

 § 14 ff Eingriffe in Natur und Landschaft 
Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes sind Veränderungen 
der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der be-
lebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheb-
lich beeinträchtigen können. 

 § 15 Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen 
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Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft zu unterlassen. (…) Soweit Beeinträchtigungen nicht 
vermieden werden können, ist dies zu begründen. 

Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Aus-
gleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen) (…). 

Ein Eingriff darf nicht zugelassen oder durchgeführt werden, wenn die Beeinträch-
tigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder 
zu ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belan-
gen im Range vorgehen. 

 § 18 Verhältnis zum Baurecht 
Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bau-
leitplänen oder von Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Bauge-
setzbuches Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, ist über die Vermeidung, 
den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu 
entscheiden. 

Auf Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 des Baugesetzbuches, 
während der Planaufstellung nach § 33 des Baugesetzbuches und im Innenbe-
reich nach § 34 des Baugesetzbuches sind die §§ 14 bis 17 nicht anzuwenden. 
Für Vorhaben im Außenbereich nach § 35 des Baugesetzbuches sowie für Bebau-
ungspläne, soweit sie eine Planfeststellung ersetzen, bleibt die Geltung der §§ 14 
bis 17 unberührt. 

Entscheidungen über Vorhaben nach § 35 Absatz 1 und 4 des Baugesetzbuches 
und über die Errichtung von baulichen Anlagen nach § 34 des Baugesetzbuches 
ergehen im Benehmen mit den für Naturschutz und Landschaftspflege zuständi-
gen Behörden. Äußert sich in den Fällen des § 34 des Baugesetzbuches die für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde nicht binnen eines Mo-
nats, kann die für die Entscheidung zuständige Behörde davon ausgehen, dass 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege von dem Vorhaben nicht 
berührt werden. Das Benehmen ist nicht erforderlich bei Vorhaben in Gebieten mit 
Bebauungsplänen und während der Planaufstellung nach den §§ 30 und 33 des 
Baugesetzbuches sowie in Gebieten mit Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 
Nr. 3 des Baugesetzbuches. 

Ergeben sich bei Vorhaben nach § 34 des Baugesetzbuches im Rahmen der Her-
stellung des Benehmens nach Absatz 3 Anhaltspunkte dafür, dass das Vorhaben 
eine Schädigung im Sinne des § 19 Absatz 1 Satz 1 BNatSchG verursachen kann, 
ist dies auch dem Vorhabenträger mitzuteilen. Auf Antrag des Vorhabenträgers hat 
die für die Erteilung der Zulassung zuständige Behörde im Benehmen mit der für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde die Entscheidungen 
nach § 15 BNatSchG zu treffen, soweit sie der Vermeidung, dem Ausgleich oder 
dem Ersatz von Schädigungen nach § 19 Absatz 1 Satz 1 BNatSchG dienen; in 
diesen Fällen gilt § 19 Absatz 1 Satz 2. Im Übrigen bleibt Absatz 2 Satz 1 unbe-
rührt. 
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2.2.3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

 § 1 Zweck 
Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung 
die Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Men-
schen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schüt-
zen. 

 § 5 Allgemeine Sorgfaltspflichten 
Jede Person ist verpflichtet, bei Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Ge-
wässer verbunden sein (...) die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhal-
ten und eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermei-
den (...). 

2.2.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

 § 1 Zweck des Gesetzes 
Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das 
Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwir-
kungen vorzubeugen. 

Soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, dient dieses Gesetz 
auch der integrierten Vermeidung und Verminderung schädlicher Umwelteinwir-
kungen durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung der Ab-
fallwirtschaft, um ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu erreichen, 
sowie dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen, die auf andere Weise herbeigeführt werden. 

2.2.5 Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG RLP) 

 § 28 Ausgleich der Wasserführung 
Bei der Sicherstellung des geordneten Abflusses haben Maßnahmen der Wasser-
rückhaltung Vorrang vor abflussbeschleunigenden Maßnahmen. 

Können bei Maßnahmen mit abflussrelevanten Auswirkungen Beeinträchtigungen 
der Wasserführung weder vermieden noch als unerheblich eingestuft werden, so 
sind sie im zeitlichen und räumlichen Zusammenhang mit der Durchführung der 
Maßnahme auszugleichen. 

Die Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung obliegt dem, der die Beeinträchti-
gung verursacht hat. 

 § 57 Allgemeine Pflicht zur Abwasserbeseitigung 
Die Abwasserbeseitigung obliegt den kreisfreien Städten, den verbandsfreien Ge-
meinden und den Verbandsgemeinden als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung. 

Abwasser ist von demjenigen, bei dem es anfällt, dem nach Absatz 1 Verpflichte-
ten über die dazu bestimmten Anlagen zu überlassen. 

Die nach Absatz 1 Verpflichteten können sich nach den Voraussetzungen des Lan-
desgesetzes über die kommunale Zusammenarbeit für eine gemeinsame Erfüllung 
der Aufgabe der Abwasserbeseitigung zusammenschließen. Absatz 1 gilt entspre-
chend für die zur gemeinsamen Erfüllung der Aufgabe der Abwasserbeseitigung 
gebildeten Verbände sowie für beauftragte kommunale Beteiligte im Sinne von 
§ 12 Abs. 1 Satz 1 des Landesgesetzes über die kommunale Zusammenarbeit, 
auf die die Erfüllung der Aufgabe der Abwasserbeseitigung durch Zweckvereinba-
rung übertragen worden ist. 
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Die Durchführung der Aufgabe der Abwasserbeseitigung kann ganz oder teilweise 
auch auf private Dritte übertragen werden, soweit und solange diese eine ord-
nungsgemäße Abwasserbeseitigung gewährleisten und Gründe des Gemeinwohls 
nicht entgegenstehen. Zur Durchführung der Aufgabe können Abwasseranlagen, 
soweit es erforderlich ist, an den privaten Dritten veräußert oder ihm die Nutzung 
der Anlagen überlassen werden. § 49 Abs. 1 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend. 

2.2.6 Landesnaturschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LNatSchG RLP) 

 § 7 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (…) werden (…) auf Flächen für Maßnahmen 
zur Verbesserung des ökologischen Gewässerzustands (…), auf Flächen in ge-
schützten Teilen von Natur und Landschaft sowie auf den dafür vorgesehenen Flä-
chen in Landschaftsplänen und Grünordnungsplänen festgelegt. Für eine Kom-
pensation kommen auch Bewirtschaftungs- und Pflegemaßnahmen zur dauerhaf-
ten Aufwertung des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes in Betracht. 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für Eingriffe durch Rodung von Wald erfolgen 
vorrangig durch eine ökologische Aufwertung von Waldbeständen. 

(…) Kompensationsmaßnahmen müssen zu einer nachhaltigen Aufwertung füh-
ren. Sie sind zu richten auf: 

1. eine ökologische Verbesserung bestehender land- oder forstwirtschaftlicher 
Bodennutzung und landschaftlicher Strukturen, 

2. die Erhaltung und Verbesserung von Dauergrünland, insbesondere durch Be-
weidung, 

3. die Renaturierung von Gewässern, 

4. die Entsiegelung und Renaturierung von nicht mehr benötigten versiegelten 
Flächen im Innen- und Außenbereich, 

5. die Schaffung und Erhaltung größerer, zusammenhängender Biotopverbund-
strukturen, 

6. die Entwicklung und Wiederherstellung gesetzlich geschützter Biotope ein-
schließlich des Verbunds zwischen einzelnen, benachbarten Biotopen oder 

7. die Herstellung eines günstigen Erhaltungszustands eines Lebensraumtyps 
oder eines Vorkommens einer besonders geschützten Art. 

Die Festsetzung einer Kompensation in anderen (…) genannten Räumen und für 
andere als in Absatz 3 aufgeführte Maßnahmen sind grundsätzlich nicht zulässig. 
Ausnahmen bedürfen vor ihrer Festsetzung und Durchführung der Zustimmung 
der oberen Naturschutzbehörde. 

 § 9 Verfahren bei Eingriffsentscheidungen, Fachbeitrag Naturschutz 
Die Angaben nach § 17 Abs. 4 Satz 1 BNatSchG sind der zuständigen Behörde 
textlich und anhand von Karten (Fachbeitrag Naturschutz) darzulegen. Soweit er-
forderlich, kann die Behörde eine in der Regel eine Vegetationsperiode umfas-
sende Erhebung und Bewertung des Zustandes von Natur und Landschaft verlan-
gen. Die Erfassung von Biotop- und Lebensraumtypen sowie Artvorkommen er-
folgt nach den Vorgaben des Landschaftsinformationssystems. Zur Verringerung 
oder Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen (…), kann von der zuständigen 
Behörde eine ökologische Baubegleitung angeordnet werden. (…) 
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 Ziele aus einschlägigen Fachplänen / Fachgutachten 

2.3.1 Regionaler Raumordnungsplan (ROP) 

Der Regionale Raumordnungsplan (ROP) der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-
Nahe weist den Geltungsbereich sowie den südlich und westlich davon gelegenen Be-
reich als „Sonstige Landwirtschaftsflächen“ aus. Es handelt sich dabei nicht um Vorrang-
gebietsausweisungen. Nördlich sowie östlich schließen „Siedlungsflächen Wohnen“ an. 
Der Großraum um Gau-Algesheim ist als Regionaler Grünzug ausgewiesen. (Quelle: ROP 
Rheinhessen-Nahe) 

2.3.2 Flächennutzungsplan (FNP) 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan (FNP) der Verbandsgemeinde Gau-Algesheim 
stellt für den Bereich des Plangebietes eine Wohnbaufläche dar (Quelle: FNP VG Gau-Alges-

heim). Somit wird der vorliegende Bebauungsplan aus den Vorgaben des Flächennut-
zungsplanes entwickelt. 

2.3.3 Biotopverbund Rheinland-Pfalz 

Flächen des landesweiten Biotopverbunds (LEP IV) sind im Plangebiet und seiner weit-
läufigen Umgebung nicht zu finden (Quelle: LANIS RLP). 

2.3.4 Planung vernetzter Biotopsysteme (VBS) 

In der Prioritäten- sowie der Zielkarte der Planung vernetzter Biotopsysteme für den 
Landkreis Mainz-Bingen (Stand 1998) werden keine Aussagen für den Bereich des 
Plangebietes getroffen (Quelle: VBS). 

2.3.5 Fachbeitrag Naturschutz zum Bebauungsplan „In der Wollsgasse II“ 

Der Fachbeitrag Naturschutz formuliert folgende landespflegerische Zielvorstellungen: 

 Verwendung wasserdurchlässiger Materialien bei der Befestigung von Stellplätzen 
etc. 

 Fachgerechter Umgang mit Oberboden und Bodenmaterial bei Um- und Zwischenla-
gerung. 

 Landschaftsgärtnerische Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen 

 Ausweisung von Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser 

 Erhalt der ortsbildprägenden Obst- bzw. Habitatbäume 

 Pflanzung von Laub- bzw. Obstbäumen 

 Dachbegrünung 

 Gehölzpflanzungen zur freien Landschaft 

 Verbot von Kies- und Steingärten 

(Quelle: BBP (08/2018)) 

2.3.6 Fachbeitrag Artenschutz 

Aufgrund der Funde und Biotopaustattung im Zuge eines Artenschutzübersichtsgutach-
tens zum angrenzend geplanten Bebauungsplan „Im Steinert – 1. Abschnitt“ durch das 
Büro Willigalla – Ökologische Gutachten (Mainz 05/2016) wurde von Herrn Dr. Willigalla 
eine vertiefende Erfassung von Fledermäusen, Brutvögeln und Reptilien angeregt und 
durchgeführt. 
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Dem Endbericht sowie der Bestandskarte (siehe nachfolgende Abbildung) des Arten-
schutzgutachtens (Stand 10/2017) kann Folgendes entnommen werden: 

Bestandsplan „Artenschutz“ des Artenschutzgutachtens zum B-Plan „Im Steinert“, Endbericht (Quelle: Wil-
ligalla - Ökologische Gutachten, Mainz 10/2017) 

Artengruppe Säugetiere 

Fledermäuse 

Es wurden die Sommer- und Herbstvorkommen der Fledermäuse im Rahmen von sechs 
Detektorbegehungen im Zeitraum von Mai bis September 2017 durchgeführt. 

Dabei konnte lediglich eine Art kartiert werden. Es handelt sich hierbei um die streng 
geschützte Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus), die das gesamte Untersuchungs-
gebiet als Jagdhabitat nutzt.  

Innerhalb des gesamten Untersuchungsgebietes finden sich aufgrund ihres Wuchses 
und ihrer Ausprägung (Stammdurchmesser > 50 cm, Astabbrüche, Höhlungen, abge-
platzte Rinde, Totholz) 14 Habitatbäume, drei davon innerhalb des hier in Rede stehen-
den Geltungsbereiches. 

Artengruppe Vögel 

Alle wild lebenden Vogelarten sind, unabhängig von Häufigkeit und Gefährdung, gemäß 
§ 7 Bundesnaturschutzgesetz besonders geschützt. Für einige Vogelarten gilt darüber 
hinaus ein strenger Schutz (z.B. Greifvögel). 

Im Untersuchungsgebiet wurde die Brutvogelfauna im Zeitraum von April bis September 
2017 sowohl durch Tages- als auch Nachtbegehungen erfasst.  

Insgesamt konnten 23 Vogelarten (15 Brutvögel, 8 Nahrungsgäste/ Durchzieher) kartiert 
werden. Dabei setzt sich das Artenspektrum vorwiegend aus Arten des Siedlungsberei-
ches (ca. 62 %) zusammen. Weitere Arten sind Gebüschbrüter und Arten der freien 
Feldflur. 
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Mit dem Haussperling (Passer domesticus), der Mehlschwalbe (Delichon urbivum), dem 
Bluthänfling (Carduelis cannabina) und dem Star (Sturnus vulgaris) wurden Arten der 
Roten Listen Rheinland-Pfalz und Deutschland kartiert. Darüber hinaus finden sich auch 
streng geschützte Arten innerhalb des Untersuchungsraumes: Schwarzmilan (Milvus 
migrans) und Turmfalke (Falco tinnunculus). 

Sonstige Artengruppen 

Während der Begehungen zur Vogel- und Fledermauserfassung wurde auch auf weitere 
planungsrelevante Arten (Amphibien, Reptilien, Tagfalter, Heuschrecken) geachtet. Zu-
dem wurden drei weitere Begehungen (Zeitraum Anfang Juli bis Ende August 2017) zur 
Erfassung von Insekten und Reptilien durchgeführt. 

Artengruppe Amphibien  

Während der Begehungen wurden keine Amphibien festgestellt. 

Artengruppe Heuschrecken  

Bereits im Rahmen des Artenschutzübersichtsgutachtens 2015/2016 konnten 11 Heu-
schreckenarten kartiert werden. Es handelt sich vorwiegend um weit verbreitete Arten. 
Die nordwestlich der Plangebietes nachgewiesene, besonders geschützte Blauflügelige 
Ödlandschrecke (Oedipodia caerulescens) ist ebenfalls Vertreter der Roten Liste (Vor-
warnliste in Deutschland). 

Artengruppe Reptilien 

Während der Begehungen wurden keine Reptilien im Untersuchungsgebiet festgestellt. 

Artengruppe Tagfalter 

Es konnten insgesamt 15 Tagfalter, davon vorwiegend weit verbreitete Arten nachge-
wiesen werden.  

Die Rote Liste Arten Himmelblauer Bläuling (Polymmatus bellargus, stark gefährdet in 
Rheinland-Pfalz, gefährdet in Deutschland), Kleiner Würfel-Dickkopffalter (Pyrgus mal-
vae, Vorwarnliste in Deutschland) und Kleiner Sonnenröschen-Bläuling (Aricia agestis, 
Vorwarnliste in Deutschland) wurden ausschließlich auf einer Magerwiese südwestlich 
des hier in Rede stehenden Geltungsbereiches gesichtet. 

 (Quelle: Willigalla (2016/2017)) 

 

Im Juni 2019 wurde im Laufe des Verfahrens zum Bebauungsplan „Im Steinert, 1. Ab-
schnitt“ eine ergänzende Wiedehopfkartierung durch das Büro Willigalla durchgeführt, 
die den Wiedehopf jedoch nicht nachweisen konnte. „Da einzelne Beobachtungen […] 
vorliegen, wird der Wiedehopf als unregelmäßiger Nahrungsgast eingestuft. Geeignete 
Brutstätten sind aktuell nicht vorhanden.“ 

Die Untersuchung schlägt im Ergebnis Maßnahmen vor, um Störwirkungen zu reduzie-
ren bzw. den Wiedehopf weiter zu fördern. Die folgenden Maßnahmen werden als Hin-
weise in den Bebauungsplan übernommen, sofern sie den Geltungsbereich betreffen. 

Vermeidung von nächtlicher Beleuchtung 

Um die Beeinträchtigung der Vogelarten durch Straßenbeleuchtung zu minimieren, darf 
die Beleuchtung nur auf den Boden bzw. ins Baugebiet hin, nicht aber in die Umgebung 
hin strahlen. 

Vermeidung von Blendwirkungen 

Bei den Baumaterialien dürfen keine blendenden oder spiegelnden Materialien verwen-
det werden. Spiegelungen können beispielsweise vermieden werden durch: 
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 Wahl von Scheiben mit geringem Außenreflexionsgrad (max.: 15%) 

 Außenseitiges Anbringen von Punktrastern (mind. 25 % Deckung) 

 Montage von Insektenschutzgittern 

Durch folgende Maßnahmen kann die Kollisionswirkung von Glaselementen vermieden 
werden: 

 Geeignete Konstruktion (möglichst kleine Glasflächen) 

 Fassadenbegrünung 

 Flächige, außenseitige Markierung 

 Wahl transluzenter Materialien wie geripptes, geriffeltes, mattiertes, sandgestrahltes, 
geätztes, eingefärbtes oder bedrucktes Glas 

Installation von Nisthilfen 

 

B Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 

1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 
(Basisszenario) und der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheb-
lich beeinflusst werden 

Eine ausführliche schutzgutbezogene Beschreibung der Umwelt innerhalb des Plange-
bietes kann dem Fachbeitrag Naturschutz entnommen werden. An dieser Stelle erfolgt 
daher nur eine zusammengefasste Darstellung der Bestandssituation.  

 Schutzgebiete und -objekte 

1.1.1 Internationale Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine 

 Natura 2000-Gebiete (Vogelschutz- und Flora-Fauna-Habitat-Gebiete) oder 

 Gebiete der Ramsar-Konvention  

ausgewiesen (Quelle: LANIS RLP). 

1.1.2 Nationale Schutzgebiete und -objekte gemäß §§ 23-29 BNatSchG 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine  

 Naturschutzgebiete (NSG) nach § 23 BNatSchG, 

 Nationalparke, Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG, 

 Biosphärenreservate nach § 25 BNatSchG, 

 Naturparke (NTP) nach § 27 BNatSchG, 

 Naturdenkmäler (ND) nach § 28 BNatSchG sowie  

 Geschützte Landschaftsbestandteile (LB) nach § 29 BNatSchG  

ausgewiesen. 

Das Plangebiet liegt jedoch innerhalb des Landschaftsschutzgebietes nach § 26 
BNatSchG „Rheinhessisches Rheingebiet“ (07-LSG-73-2). (Quelle: LANIS RLP) 

Schutzzweck ist…  
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…der Erhalt der Eigenart und Schönheit der den Rhein begleitenden Niederungen mit 
ihren die Landschaft gliedernden Grünbeständen und den sie begrenzenden, teils sanft 
ansteigenden, teils herausragenden und die Landschaft beherrschenden Hängen und 
Höhen; 

…die Sicherung des Erholungswertes der Landschaft; 

…die Erhaltung eines ausgewogenen Landschaftshaushaltes durch Bewahrung der na-
türlichen Lebensgrundlagen wie Boden, Wasser, Luft, Klima, Pflanzen- und Tierwelt. 

(§ 3 der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Rheinhessisches Rheingebiet“ 
vom 17. März 1977 (Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz Nr. 12, S. 227 vom 28.03.1977) 

Die Verordnung bestimmt weiterhin in § 5, in welchen Fällen eine Befreiung nicht anzu-
wenden ist. Im vorliegenden Fall gelten Vorschriften des Bundesrechts, hier Baugesetz, 
welches die behördliche Zulassung oder Zustimmung über das Bauleitverfahren ersetzt.  

Eine Befreiung ist demnach nicht notwendig.   

1.1.3 Geschützte und schutzwürdige Biotope 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine  

 Gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG sowie nach § 15 
LNatSchG, 

 Schutzwürdigen Biotope (BK) sowie  

 FFH-Lebensraumtypen 

ausgewiesen (Quelle: LANIS RLP). 

1.1.4 Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine  

 Überschwemmungsgebiete (ÜSG) und hochwassergefährdete Bereiche (HQExt-
rem), 

 Trinkwasserschutzgebiete (TWSG), 

 Mineralwasserschutzgebiete sowie  

 Heilquellenschutzgebiete 

ausgewiesen (Quelle: Geoportal Wasser RLP). 

 Schutzgüter 

1.2.1 Schutzgut Fläche 

Das Plangebiet stellt sich als größtenteils unversiegelte, unbebaute Freifläche im Au-
ßenbereich dar.  

1.2.2 Schutzgut Boden 

Der geologische Untergrund im Bereich des Plangebietes besteht aus Fließerde und 
ähnlichen Umlagerungsbildungen (Hangschutt, -lehm, Blockschutt, Schuttkegel und 
Bergsturzmassen). Es findet sich toniger Lehm bis lehmiger Sand mit wechselnden  
Anteilen an Gesteinsbruchstücken oder Geröllen. 

Das Gelände fällt von Südwesten (121 m ü. NN) nach Norden/Nordosten (117 m ü. NN) 
Richtung Siedlungsrand. 
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Gemäß der Hangstabilitätskarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz befindet sich der Geltungsbereich in einem vermuteten Hangrutschgebiet.  

Das Plangebiet liegt innerhalb einer Bodengroßlandschaft mit hohen Anteilen an carbo-
natischen Gesteinen. In dieser Bodengroßlandschaft finden sich Rendzinen, die sich aus 
Kalkstein (Tertiär) gebildet haben. 

Es handelt sich um physiologisch sehr trockene Standorte mit gutem natürlichem Ba-
senhaushalt. 

Das Radonpotential ist erhöht (40 - 100 kBq/m³) bzw. lokal hoch (> 100 kBq/m³) in und 
über einzelnen Gesteinshorizonten (siehe nachfolgende Abbildung),  

„Radonmessungen in der Bodenluft des Bauplatzes oder Baugebietes werden dringend 
empfohlen. Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich 
für der Situation angepasste bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden“ (Quelle: Ge-
oportal Boden). 

Radonprognose-Karte für den Bereich Gau-Algesheim (die Lage des Plangebietes ist schwarz gekennzeich-
net) (Quelle: Geoportal Boden) 

Zum Plangebiet selbst finden sich keine Aussagen bezüglich der Bodenfunktionsbewer-
tung. Es wird jedoch ein sehr geringes Ertragspotential sowie ein sehr geringes Nitrat-
rückhaltevermögen für den Bereich des Plangebietes ausgewiesen (BFD200). 

Es finden sich keine Angaben bezüglich der Bodenart für das Plangebiet selbst. Aller-
dings ist davon auszugehen, dass hier -ebenso wie in der unmittelbaren Umgebung- 
lehmiger Sand als Bodenart vorliegt. 

Es befinden sich keine naturnahen bzw. kultur- und naturhistorisch bedeutsamen Böden 
innerhalb des Geltungsbereichs. (Quelle: Geoportal Boden RLP) 

Gemäß Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 
(LGB RLP) vom 31.10.2018 liegt das Plangebiet im Bereich des auf Braunkohle verlie-
henen, bereits erloschenen Bergwerksfeldes „Ludwigsgrube“. Kenntnisse über die Ei-
gentümerin liegen nicht vor. Aus den vorhandenen Unterlagen ist zu entnehmen, dass 
kein Altbergbau dokumentiert ist bzw. kein aktueller Bergbau erfolgt. 

Aus der Stellungnahme geht weiterhin hervor, dass aus rohstoffgeologischer Sicht keine 
Einwände gegen das geplante Vorhaben bestehen. 

Vor dem Hintergrund der vorhergehenden landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen be-
steht die Möglichkeit eines erhöhten Kupfergehalts im Boden. 

Der Großteil des Plangebietes stellt sich als unversiegelte Fläche dar. Lediglich in den 
nördlichen bzw. nordöstlichen Randbereichen finden sich versiegelte Fußwege. Die Ver-
siegelung hat lediglich einen Anteil von etwa 2,5 % (ca. 160 m²) an der Gesamtfläche.  
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1.2.3 Schutzgut Wasser 

Im Plangebiet liegt die Grundwasserlandschaft „Tertiäre Mergel und Tone“. Die Schutz-
wirkung der Grundwasserüberdeckung ist als günstig und die bei 32 mm/a liegende 
Grundwasserneubildungsrate als sehr gering einzustufen.  

Das nächste, über 400 m entfernte Oberflächengewässer ist der „Welzbach“, ein Ge-
wässer III. Ordnung. 

Der Geltungsbereich liegt im Einzugsbereich des „Welzbach“. Aufgrund dieser Tatsache 
ist nach Vorgabe der SGD bei der Berechnung der Entwässerung das 50-jährige Schutz-
ziel des „Welzbach“ zugrunde zu legen. Diese Vorgabe wird bei der Entwässerungspla-
nung berücksichtigt. 

 

 

1.2.4 Schutzgut Luft / Klima 

Regionalklimatisch betrachtet befindet sich das Plangebiet innerhalb eines klimatischen 
Wirkraums, was eine geringe Durchlüftung und thermische Belastung in den Sommer-
monaten indiziert (Quelle: LANIS RLP). 

Im Hinblick auf das Lokalklima stellt das Plangebiet am Rande größerer zusammenhän-
gender Siedlungsflächen mit seiner bisher unbebauten Fläche einen Teil eines Kaltluf-
tentstehungsgebietes dar, das aufgrund der siedlungsklimatisch wirksamen Topogra-
phie (nach Nordosten abfallendes Gelände - Frischluftabfluss) insbesondere für die 
Durchlüftung der angrenzenden Siedlungsflächen von Gau-Algesheim von ausgleichen-
der Bedeutung ist. Gehölzstrukturen, die sich als Frischluftproduzenten sowie Staubbin-
der positiv auf das Kleinklima des Plangebietes auswirken, sind ebenfalls vereinzelt vor-
handen. 

1.2.5 Schutzgut Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt 

Im Plangebiet würde sich als heutige potentielle natürliche Vegetation (HpnV) ein Perl-
gras-Buchenwald (BC) der mäßig trockenen (m), wärmeliebenden (w) Variante und be-
züglich seines Basengehalts sehr reichen Ausbildung (r) einstellen. (Quelle: HpnV) 

 

Es finden sich mehrere Einzel- bzw. Obstbäume im Plangebiet. Einzelne Exemplare wur-
den im Rahmen eines Artenschutzübersichtsgutachtens (erstellt durch Willigalla – Öko-
logische Gutachten, Mainz 05/2016) zum Bebauungsplan „Im Steinert“ als Habitatbäume 
(Kirsche) kartiert; diese finden sich innerhalb der Flurstücke 393 und 372 (siehe nach-
folgende Abbildung). Bei einer Ortsbegehung (03/2018) wurde allerdings festgestellt, 
dass die Bäume (auch die beiden Habitatbäume) innerhalb des Flurstücks 393 bereits 
gerodet wurden. 

Innerhalb der Gartenanlage des nördlich angrenzenden Caritas-Altenzentrums Albertus-
Stift finden sich neben mehreren Bäumen auch einige große Haselsträucher sowie ein 
Gartenteich. 

Der südwestliche Bereich des Plangebietes ist geprägt von Rebflächen. Im nordöstlichen 
Randbereich findet sich ein Regenrückhaltebecken (RRB) (Flurstück 394/2). 
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Geltungsbereich (schwarz gekennzeichnet) des BP „In der Wollsgasse II“ mit den kartierten Habitatbäu-
men18(rot gekennzeichnet)  

 

Aufgrund der Funde und Biotopaustattung im Zuge eines Artenschutzübersichtsgutach-
tens durch das Büro Willigalla – Ökologische Gutachten, Mainz (05/2016) zum angren-
zend geplanten Bebauungsplan „Im Steinert“ wurde eine vertiefende Erfassung von Fle-
dermäusen, Brutvögeln und Reptilien durchgeführt. 

Dem Endbericht sowie der Bestandskarte (als Anlage beigefügt) des Artenschutzgut-
achtens (Willigalla 10/2017) ist zu entnehmen, dass im Rahmen der Untersuchung fol-
gende Arten kartiert werden konnten: 

 Artengruppe Säugetiere (1 Art, Zwergfledermaus) 

 Artengruppe Heuschrecken (11 Arten, u.a. Blauflügelige Ödlandschrecke) 

 Artengruppe Vögel (23 Arten, u.a. Haussperling, Mehlschwalbe, Bluthänfling) 

 Artengruppe Schmetterlinge (15 Arten, u.a. Himmelblauer Bläuling, Kleiner Wür-
fel-Dickkopffalter) 

Vertreter weiterer Artengruppen (u.a. Reptilien) konnten nicht nachgewiesen werden. 

Zudem wurden innerhalb des gesamten Untersuchungsgebietes aufgrund ihres Wuch-
ses und ihrer Ausprägung (Stammdurchmesser > 50 cm, Astabbrüche, Höhlungen, ab-
geplatzte Rinde, Totholz) 14 Habitatbäume kartiert. Wie bereits erwähnt, befanden sich 
zum Zeitpunkt der Kartierung durch das Büro Willigalla drei der Habitatbäume innerhalb 
des hier in Rede stehenden Geltungsbereiches. 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass die Revierzentren der kartierten Arten vorwie-
gend im Siedlungsbereich außerhalb des hier in Rede stehenden Geltungsbereiches lie-
gen; dennoch stellt das Plangebiet einen wichtigen Nahrungs- und Lebensraum dar. 
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1.2.6 Schutzgut Landschaft (Orts- und Landschaftsbild/Erholungsnutzung) 

Das Plangebiet liegt im Landschaftsraum „Rheinhessische Randstufe“ (227.10) im 
Rheinhessischen Tafel- und Hügelland (227) innerhalb der Großlandschaft „Nördliches 
Oberrhein-Tiefland“ (22/23) (siehe nachfolgende Abbildung). 

Es handelt sich hierbei um einen markanten Schichtstufenabbruch zwischen Westpla-
teau und Wöllsteiner Hügelland bzw. Büdesheimer Ebene. Der Landschaftsraum wird 
gekennzeichnet durch flache Hügel. Die Randstufe ist fast völlig waldfrei; die Hänge wer-
den weinbaulich genutzt, in den Mulden findet sich Acker- und Obstbau. (Quelle: LANIS 
RLP)  

Landschaftsräume im Bereich des Plangebietes (schwarz gekennzeichnet) (Quelle: LANIS RLP) 

Das Ortsbild im Bereich des Plangebietes ist geprägt von Rebkulturen sowie von verein-
zelten, dazwischen liegenden Grünlandflächen und ortsbildprägenden Bäumen, darun-
ter auch im Rahmen eines Artenschutzgutachtens (10/2017) durch das Büro Willigalla - 
Ökologische Gutachten kartierte, artenschutzrechtlich relevante Habitatbäume. Durch 
den Wechsel verschiedenster Biotoptypen auf kleinstem Raum entsteht ein strukturrei-
ches und vielfältiges Landschaftsbild. 

Die Lage des Plangebietes am unmittelbaren Ortsrand von Gau-Algesheim indiziert eine 
Bedeutung dieses Landschaftsraumes für die siedlungsgebundene Kurzzeiterholung 
(„Pantoffelgrün“) der Anwohner (Spaziergänger, Hundeführer), die nach wiederholten 
Begehungen bestätigt werden kann.  

Weiterhin verlaufen ein Wein- und Panoramaweg sowie der Rundweg Rabenschule an-
grenzend an das Plangebiet (siehe nachfolgende Abbildung). 

Gau-Algesheimer Terrasse 

Rheinhessische Randstufe
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Karte der Wanderwege rund um Gau-Algesheim; Lage des Plangebietes ist schwarz gekennzeichnet 
(Quelle: VG Gau-Algesheim19) 

Die nachfolgenden Bilder wurden während der Ortsbegehung am 26.03.2018 durch das 
Büro BBP aufgenommen: 

 

Blick über das Plangebiet; im rechten Bildvordergrund ist einer der kartierten Habitatbäume auf dem Flur-
stück 372 zu sehen 

Regenrückhaltebecken und Fußweg im Osten des 
Plangebietes (Flurstück 394/2) 

Blick nach Westen auf den nördlichen Bereich des 
Plangebietes 

                                                 
19  unter https://www.vg-gau-algesheim.de/vg_gau_algesheim/Tourismus%20&%20Freizeit/Wandern/Wan-

derkarteVG_2008.pdf), Stand 2008, abgerufen 09/2018 
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Gartenanlage des angrenzenden Caritas-Altenzentrums Albertus-Stift u.a. mit großen Haselsträuchern, 
Einzelbäumen, Fußweg und Teich 

Blick von Norden über das Plangebiet mit seinen Rebflächen 

1.2.7 Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 

Lärm 

Erhebliche Lärmvorbelastungen innerhalb des Plangebietes bestehen nicht.  

Altlasten/Altablagerungen 

Erkenntnisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen, die eine 
Nutzung der Flächen beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen erfor-
derlich machen würden, sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. 

Radon 

Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioaktiven 
Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentration, fast 
überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon ebenfalls im Erdreich nachzuweisen. 
Da radioaktive Stoffe wie Radon, die Zellen eines lebenden Organismus schädigen kön-
nen, wurde vom Landesamt für Geologie und Bergbau für das Land Rheinland-Pfalz eine 
Radon-Prognosekarte (Stand 2013) erstellt. 

Gemäß der Radon-Prognosekarte des Landesamts für Geologie und Bergbau ist in der 
Gemeinde Gau-Algesheim mit einem erhöhten (40 - 100 kBq/cbm Kilo Becquerel Radon 
pro Kubikmeter Bodenluft) bzw. lokal hohen Radonpotential (> 100 kBq/cbm) in oder 
über einzelnen Gesteinshorizonten zu rechnen. (Quelle: Geoportal Boden) 

Thermische Belastung 

Regionalklimatisch betrachtet befindet sich das Plangebiet innerhalb eines klimatischen 
Wirkraums, was eine geringe Durchlüftung und thermische Belastung in den Sommer-
monaten indiziert (Quelle: LANIS RLP). 

Schadstoffe 

Erhebliche Schadstoffvorbelastungen innerhalb des Plangebietes bestehen nicht. 

Licht 

Erhebliche Vorbelastungen durch Lichtverschmutzung innerhalb des Plangebietes be-
stehen nicht. 
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1.2.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Kulturdenkmäler oder 
kulturhistorisch interessanten Baulichkeiten (Quelle: GDKE RLP). Über archäologische 
Fundstellen ist bislang ebenfalls nichts bekannt (gemäß Stellungnahme der GDKE RLP 
– Direktion Landesarchäologie Mainz vom 22.10.2018).  

Gemäß Stellungnahme der GDKE RLP – Direktion Landesarchäologie – Erdgeschichte 
vom 10.10.2018 sind jedoch erdgeschichtliche Funde und Befunde (Tertiär, Oligozän, 
ca. 28 Mio. Jahre alt) zu erwarten. 

 

2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der 
Planung (Nullvariante) 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde die landwirtschaftliche Nutzung (Obst, Wein-
bau, Grünland) sowie die Gartennutzung fortgeführt werden.  

 

3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Pla-
nung 

Mit Durchführung der Planung sind folgende Wirkfaktoren zu erwarten: 

Baubedingte Wirkungen: 

 Beeinträchtigung / Zerstörung von Böden durch Abgrabungen und Aufschüttun-
gen, Versiegelung und Verdichtung. 

 Lärm, Erschütterungen und Abgasemissionen durch Baumaschinen während der 
Bauphase. 

 Visuelle Beeinträchtigungen während des Baubetriebs. 

Anlagenbedingte Wirkungen: 

 Verlust von Boden und Bodenfunktionen durch Versiegelung und Überbauung. 

 Erhöhter Oberflächenabfluss und verringerte Grundwasserneubildung. 

 Änderung des Lokalklimas durch die aufheizende Wirkung von Gebäuden und 
versiegelten Flächen. 

 Biotop- und Lebensraumverlust. 

 Überprägung des Landschaftsbildes durch die Bebauung. 

Betriebsbedingte Wirkungen: 

 Zunahme von Emissionen (z.B. CO2) aus Heizungen und Betriebsvorgängen. 

 Zunahme von Lärm- und Abgasemissionen durch den Straßenverkehr. 

 Auswirkungen auf Schutzgebiete und -objekte 

Auswirkungen des Planvorhabens auf Schutzgebiete und -objekte sind nicht zu erwar-
ten. 
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 Auswirkungen auf Schutzgüter 

3.2.1 Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche 

Durch Bebauung, Erschließung und somit Versiegelung geht eine vormals unversiegelte 
Fläche im Außenbereich (mit Funktion u.a. als Lebensraum) verloren.  

Die hier vorliegende Planung ist jedoch aus dem Flächennutzungsplan der Verbandsge-
meinde Gau-Algesheim abgeleitet und schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Schaffung dringend benötigten Wohnraums.  

3.2.2 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 

Mit Umsetzung des Bebauungsplanes ist bei einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 plus 
Überschreitung gemäß § 19 (4) BauNVO mit einer maximalen Neuversiegelung von ins-
gesamt ca. 3.500 m² zu rechnen. 

Dies hat den Verlust und die Überformung von biologisch aktiver Bodenfläche und der 
natürlichen Bodenfunktionen sowie den Verlust als Vegetationsstandort und Lebens-
raum zur Folge, was als erheblicher Eingriff in den Bodenhaushalt gewertet und ausge-
glichen werden muss. 

Aufgrund der Lage des Plangebietes  in einem vermuteten Hangrutschgebiet wurde ein 
Geotechnisches Gutachten zur Hangstabilität beauftragt.  

Dem Gutachten des Büros geo-international Dr. Johannes Feuerbach GmbH aus Mainz 
ist zu entnehmen, dass „im Rahmen von Geländebegehungen keine Hinweise auf ein 
aktives bzw. altes Rutschareal gefunden werden konnten“. Weiterhin wurden bei der 
bisherigen Nutzung sowie bei der Bautätigkeit im Rahmen des Baugebiets „In der Sand-
kaut“ keine Hinweise auf Bodenbewegungen festgestellt.  

Unabhängig von vorgenanntem Gutachten hat das Landesamt für Geologie und Berg-
bau Rheinland-Pfalz bei einem Abstimmungstermin bezüglich des Bebauungsplans „Im 
Steinert, 1. Abschnitt“ mitgeteilt, dass der Geltungsbereich in einer Neuberechnung der 
Rutschgebiete zukünftig nicht mehr in einem potentiellen Rutschgebiet liegen wird.20  Vor 
dem dargestellten Hintergrund bestehen gegen die geplante Bebauung keine Bedenken. 

3.2.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Die Neuversiegelung von Freiflächen führt zu einem Verlust von Versickerungsflächen 
sowie einer Verschärfung des Oberflächenabflusses. Dies hat im Wesentlichen eine Ver-
ringerung der ohnehin sehr geringen Grundwasserneubildung zur Folge. 

Gemäß Stellungnahme des Büros geo-international Dr. Johannes Feuerbach GmbH aus 
Mainz ist „nach derzeitigem Kenntnisstand davon auszugehen, dass sich der oberflä-
chennahe Untergrund aus gering durchlässigen Schichten mit einer geringen Grundwas-
serergiebigkeit aufbaut und somit durch die geplante Bebauung keine nutzbaren Grund-
wasserhorizonte beeinflusst werden.“ 

Um grundsätzlich Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu mindern, sieht der Bebau-
ungsplan die Rückhaltung des im Gebiet anfallenden Niederschlagswasser vor. 

Weiterhin sind Zufahrten und Stellplätze mit wasserdurchlässigen Materialien zu erstel-
len.  

Dachbegrünungen auf Flachdächern und flach geneigten Dächern sind festgesetzt und 
bilden zusätzlichen Retentionsraum. 

                                                 
20  Gesprächsnotiz der Verbandsgemeindeverwaltung Gau-Algesheim über einen Abstimmungstermin bezüg-

lich des Wasserschutzes hinsichtlich des Hangrutschgebiets vom 07.10.2019 
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An der südlichen Grundstücksgrenze ist innerhalb der Maßnahmenfläche M4 die Her-
stellung eines Erdwalls (Trapezform, Höhe 30 cm) zum Schutz vor Außengebietswasser 
vorgesehen. Entlang des Walls wird das Außengebietswasser – wie derzeit im Bestand 
– in das bestehende Rückhaltebecken auf Parzelle 394/2 geleitet. 

Oberflächengewässer sowie Ausweisungen wasserrechtlicher Schutzgebiete sind inner-
halb des Geltungsbereiches nicht vorhanden. 

3.2.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Luft / Klima 

Das Plangebiet liegt in einem thermisch vorbelasteten Raum. Die geplante Versiegelung 
von Freiflächen führt zu einer Verschärfung der klimatischen Situation im Plangebiet und 
dessen Umgebung durch den Verlust siedlungsklimatisch wirksamer Kalt- und Frisch-
luftproduzenten. 

Da aber die von der Überbauung betroffene Teilfläche im Landschaftszusammenhang 
lediglich einen vernachlässigbar geringen Anteil an der Kaltluftbildung besitzt, sind die 
lokalklimatischen Auswirkungen als nicht erheblich zu bewerten. 

Insgesamt betrachtet kommt es durch die Neubebauung zwar zu einer Verschlechterung 
der mikroklimatischen Situation (Aufheizung der versiegelten Bereiche), die aber durch 
die klimawirksamen Flächen der angrenzenden Landschaftsbereiche potentiell kompen-
siert werden kann. Weiterhin sieht der Bebauungsplan Maßnahmen der Durch- und Ein-
grünung vor, die sich ebenfalls positiv auf das Mikroklima des Plangebietes auswirken 
werden. 

3.2.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt 

Die Versiegelung von Flächen in Verbindung mit der Rodung von Gehölzen führt zum 
Verlust von Vegetationsstandorten sowie zum Verlust von Lebens- und Nahrungsraum 
für verschiedene Arten. Um die Auswirkungen u.a. durch den Verlust zweier Habitat-
bäume zu mindern, sieht der Bebauungsplan verschiedene Maßnahmen zur Durch- und 
Eingrünung, den Erhalt vorhandener Habitatbäume sowie die Anbringung von Nist- und 
Fledermauskästen vor. 

3.2.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft (Orts- und Landschaftsbild/ Erho-
lungsnutzung) 

Die verschiedenen Biotoptypen (Rebflächen, Grünland, Gartenanlage, Obstwiese, Ha-
bitatbäume) erhöhen die Strukturvielfalt innerhalb des Plangebietes. Durch Bebauung 
geht diese verloren. Im Gegenzug sieht der Bebauungsplan jedoch verschiedene Maß-
nahmen der Durch- und Eingrünung des Plangebietes vor, die der Einbindung in die 
Landschaft dienen.   

Aufgrund der aktuellen Ausstattung des Plangebietes besteht keine Bedeutung für die 
lokale bzw. regionale Erholung. Erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens auf die 
Erholungs- und Freizeitfunktion der angrenzend ausgewiesenen Wanderwege können 
u.a. durch die geplante südliche Eingrünung des Plangebietes vermieden werden.  

3.2.7 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 

Im Rahmen der Umweltprüfung relevant sind allein solche Auswirkungen, die sich auf 
die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen beziehen, nicht jedoch solche, die 
wirtschaftliche oder sonstige materielle Grundlagen betreffen. 

Da die Betroffenheit des Menschen, seiner Gesundheit und seines Wohlbefindens im 
Plangebiet im Wesentlichen an die Funktion „Wohnen“ geknüpft ist, sind insbesondere 
die Wirkfaktoren Lärm- und Schadstoffimmissionen sowie Bodenbelastungen zu be-
trachten. 
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Lärm 

Durch die angestrebte Nutzung sind keine erheblichen Lärmbelastungen zu erwarten. 

Altablagerungen/Altlasten 

Erkenntnisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen, die eine 
Nutzung der Flächen beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen erfor-
derlich machen würden, sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. 

Vor dem Hintergrund der vorhergehenden landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen 
wurde der Kupfergehalt des Bodens auf den angrenzenden Flächen im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens „Im Steinert, 1. Abschnitt“ untersucht21, eine erhöhte Kupfer-
belastung im Boden, die einer Wohnnutzung widerspricht, ist demnach nicht zu vermu-
ten. Die für das konkret geplante Vorhaben beauftrage „Baugrunderkundung, Grün-
dungsberatung und umwelttechnische Untersuchungen“ ergab ebenfalls keinen Anhalts-
punkt für eine erhöhte Kupferbelastung des Bodens.22 

Radon 

Aufgrund des erhöhten bzw. lokal hohen Radonpotentials wird im Bebauungsplan darauf 
hingewiesen, grundsätzlich eine projektbezogene Radonmessung in der Bodenluft des 
Bauplatzes durchzuführen. Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner und Bau-
herren sein, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden. Werden hierbei 
Werte über 100 kBq Radon pro Kubikmeter Bodenluft festgestellt, wird angeraten, bau-
liche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons ins Gebäude weitge-
hend zu verhindern. 

Thermische Belastung 

Ein- und Durchgrünungsmaßnahmen wirken der Verschärfung der bereits bestehenden 
thermischen Belastung entgegen. 

Schadstoffe 

Erhebliche Schadstoffemissionen sind nicht zu erwarten. 

Licht 

Künstliches Licht beeinflusst den menschlichen Biorhythmus. Studien belegen, dass 
Schichtarbeiter ein erhöhtes Risiko haben, an bestimmten Krebsformen zu erkranken. 

Durch die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes sind keine, sich erheblich auf 
die Gesundheit auswirkenden Lichtverschmutzungen zu erwarten. 

3.2.8 Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Im Plangebiet sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine Kultur- und Sachgüter vor-
handen. Über archäologische Fundstellen ist bislang ebenfalls nichts bekannt (gemäß 
Stellungnahme der GDKE RLP – Direktion Landesarchäologie Mainz vom 22.10.2018).  

Sollten dennoch während der Bauphase Funde zu Tage treten, so besteht eine gesetz-
liche Verpflichtung zur Meldung an die zuständige Behörde. 

Gemäß Stellungnahme der GDKE RLP – Direktion Landesarchäologie – Erdgeschichte 
vom 10.10.2018 sind jedoch erdgeschichtliche Funde und Befunde (Tertiär, Oligozän, 
ca. 28 Mio. Jahre alt) zu erwarten. Aus diesem Grund ist der Beginn der Erdarbeiten 

                                                 
21  „Umwelttechnischer Bericht Erschließung NBG „Im Steinert“ 1. Abschnitt, Gau-Algesheim, Bodengehalt an 

Kupfer“ Rubel & Partner, Wörrstadt November 2019 

22  Baugrunderkundung, Gründungsberatung und umwelttechnische Untersuchungen, Baugrundinstitut Franke 
Meißner, Mainz März 2020 
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rechtzeitig (mind. 4 Wochen vorher) anzuzeigen, damit Befunde und Funde fachgerecht 
dokumentiert bzw. geborgen werden können.  

Unter Berücksichtigung der o.g. Hinweise sind keine erheblichen Auswirkungen des 
Planvorhabens zu erwarten. 

3.2.9 Wechselwirkungen 

Über die bereits dargestellten Auswirkungen hinausgehende erhebliche Wechselwirkun-
gen zwischen den einzelnen Schutzgütern sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu 
erwarten. 

3.2.10 Zusammenfassende Beurteilung der Auswirkungen auf die Schutzgüter 

Durch die Erschließung des Gebietes und den Bau von Gebäuden ist mit einer Neuver-
siegelung vormals unversiegelter Flächen zu rechnen. 

Dies hat den Verlust und die Überformung von biologisch aktiver Bodenfläche und der 
natürlichen Bodenfunktionen sowie den Verlust als Vegetationsstandort und Lebens-
raum zur Folge, was als erheblicher Eingriff in den Bodenhaushalt gewertet werden 
muss.  

Die Modellierung von Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser stellt eben-
falls einen Eingriff in das Schutzgut Boden mit Auswirkungen auf das natürliche Boden-
gefüge dar. Gleichzeitig werden durch diese Maßnahme jedoch die Auswirkungen auf 
den Wasserhaushalt wie die Verschärfung des Oberflächenabflusses durch Verlust von 
Versickerungsflächen gemindert. 

Weiterhin sind zur Befestigung von Einfahrten, Stellplätzen und Hofflächen nur versicke-
rungsfähige Materialien zu verwenden. 

Oberflächengewässer sowie Ausweisungen wasserrechtlicher Schutzgebiete sind im 
Bereich des Plangebietes nicht vorhanden. Erhebliche Auswirkungen des Planvorha-
bens auf solche sind demnach nicht zu erwarten. 

Das Plangebiet liegt in einem thermisch vorbelasteten Raum. Die geplante Versiegelung 
von Freiflächen führt zu einer Verschärfung der klimatischen Situation im Plangebiet und 
dessen Umgebung durch den Verlust von Kalt- und Frischluftproduzenten. 

Da aber die von der Überbauung betroffene Teilfläche im Landschaftszusammenhang 
lediglich einen vernachlässigbar geringen Anteil an der Kaltluftbildung besitzt, sind die 
lokalklimatischen Auswirkungen als nicht erheblich zu bewerten. 

Insgesamt betrachtet kommt es durch die Neubebauung zwar zu einer Verschlechterung 
der mikroklimatischen Situation (Aufheizung der versiegelten Bereiche), die aber durch 
die klimawirksamen Flächen der angrenzenden Landschaftsbereiche sowie durch Be-
grünungsmaßnahmen gemindert werden kann. Diese wirken sich weiterhin positiv auf 
den Menschen und dessen Wohlbefinden aus. 

Um erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu verhindern, wird aufgrund 
des erhöhten (40.000 - 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft) bzw. lokal 
hohen Radonpotentials (> 100 kBq/m³) darauf hingewiesen, grundsätzlich eine projekt-
bezogene Radonmessung in der Bodenluft des Bauplatzes durchzuführen. Die Ergeb-
nisse sollten Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich ggf. für bauliche 
Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden.  

Die Versiegelung von Flächen in Verbindung mit der Rodung von Gehölzen führt zum 
Verlust von Vegetationsstandorten sowie zum Verlust von Lebens- und Nahrungsraum 
für verschiedene Arten. Um die Auswirkungen u.a. durch den Verlust zweier Habitat-
bäume zu mindern, sieht der Bebauungsplan verschiedene Maßnahmen zur Durch- und 
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Eingrünung, den Erhalt vorhandener Habitatbäume sowie die Anbringung von Nist- und 
Fledermauskästen vor. 

Kultur- oder sonstige Sachgüter sowie archäologische Fundstellen sind nach derzeiti-
gem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. Sollten während der Bauphase den-
noch Funde zu Tage treten, wird auf die gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die 
Denkmalschutzbehörde verwiesen. 

 

 Weitere Belange des Umweltschutzes / Weitere Entwicklungsprognosen 

3.3.1 Vermeidung von Emissionen / Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Erhebliche Schadstoff-, Lärm- und Lichtemissionen sind mit Umsetzung der Planung 
nicht zu erwarten. 

Zur Erhaltung einer bestmöglichen Luftqualität sieht der Bebauungsplan u.a. verschie-
dene landespflegerische und grünordnerische Maßnahmen vor. 

3.3.2 Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwasser 

Die Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 
kann durch Ausbau der bestehenden Netze der jeweiligen Versorgungsträger sicherge-
stellt werden.  

Im Rahmen des Bebauungsplans wurde ein Entwässerungskonzept für die aktuelle Ent-
wurfsplanung für ein seniorengerechtes Wohnprojekt erstellt. Ein Entwässerungskon-
zept für das Vorhaben ist im Rahmen der Baugenehmigung nachzuweisen. Dieses Ent-
wässerungskonzept wurde mit den zuständigen Fachbehörden und den Bodengutach-
tern abgestimmt. 

Das Entwässerungskonzept sieht vor, das anfallende Schmutzwasser an das beste-
hende Mischwassersystem des AVUS in der Schulstraße/ Ernst-Ludwig-Straße anzu-
schließen. Hierzu wurde im Bebauungsplan Leitungsrechte entsprechend festgesetzt. 

Weiterhin sieht das Konzept vor, das auf den Dachflächen und dem westlichen Stell-
platzflächen anfallende Niederschlagswasser in einem unterirdischen Rückhalteelement 
zurückzuhalten und gedrosselt ebenfalls in den Mischwasserkanal in der Schulstraße 
einzuleiten. Diese Niederschlagsmenge wird reduziert durch im Bebauungsplan festge-
setzte Maßnahmen der Dachbegrünung sowie durch wasserdurchlässige Gestaltung der 
Oberflächen von Zuwegungen und Stellplätzen. Das auf dem östlichen Stellplatz sowie 
auf der Zufahrt anfallende Niederschlagswasser wird oberflächennah versickert. 

An der südlichen Grundstücksgrenze ist innerhalb der Maßnahmenfläche M4 die Her-
stellung eines Erdwalls (Trapezform, Höhe 30 cm) zum Schutz vor Außengebietswasser 
vorgesehen. Entlang des Walls wird das Außengebietswasser – wie derzeit im Bestand 
– in das bestehende Rückhaltebecken auf Parzelle 394/2 geleitet. 

Die Müllentsorgung ist im Rahmen der öffentlichen Abfallentsorgung sichergestellt. Um 
eine geregelte Leerung der Müllbehälter zu gewährleisten, wird im Bebauungsplan „Im 
Steinert, 1. Abschnitt“ ein Hinweis aufgenommen, dass im Rahmen der Ausführungspla-
nung im öffentlichen Straßenraum im Zufahrtsbereich zum hier vorliegenden Bebau-
ungsplan eine ausreichend dimensionierte Aufstellfläche für Müllbehälter markiert wird. 
Dieser Hinweis wurde an den Erschließungsplaner weitergeleitet. 

3.3.3 Nutzung erneuerbarer Energien und Energieeffizienz 

Die Stadt hat den Grundsatzbeschluss gefasst, in sämtlichen neuen Wohngebieten die 
Verwendung fossiler Energieträger auszuschließen.  
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Aus diesem Grund müssen Bauherren von neu geplanten Gebäuden, den Wärme- und 
Kälteenergiebedarf nicht nur durch die anteilige Nutzung von Erneuerbaren Energien 
decken (vlg. § 3 Abs. 1 EEWärmeG), sondern gänzlich auf die Nutzung fossiler Energien 
verzichten. 

Solaranlagen im Dachbereich sind uneingeschränkt zulässig; weitere Vorgaben werden 
im Rahmen des Bebauungsplanes nicht gemacht. 

Ein Konzept zur Energieversorgung des vorliegenden Plangebiets erfolgt durch den Vor-
habenträger. 

3.3.4 Anfälligkeit des Planvorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen 

Von der geplanten Nutzung geht keine Anfälligkeit für schwere Unfälle und Katastrophen 
aus. 

Das Plangebiet befindet sich zudem außerhalb festgesetzter Überschwemmungsge-
biete, Hochwassergefahrenbereiche und wassersensibler Bereiche. Ebenso besteht auf-
grund der Topographie (fast ebene Fläche) eine geringe Gefahr durch Außengebiets-
wasser bei Starkregenereignissen. 

Durch den Bebauungsplan selbst werden keine Vorhaben ermöglicht, bei denen 
schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind. 

3.3.5 Kumulierung von Umweltauswirkungen 

Kumulationswirkungen entstehen mit dem in unmittelbarer Nachbarschaft geplanten BP 
„Im Steinert, 1. Abschnitt“. Auch hier soll ein Allgemeines Wohngebiet entstehen.  

Dies führt zu einer weiteren Erhöhung der Neuversiegelung und den damit verbundenen 
Auswirkungen wie dem Verlust natürlicher Bodenverhältnisse und dem Verlust von Ver-
sickerungsflächen. Durch die Überplanung von Reb- und Brachflächen geht zusätzlicher 
Nahrungs- und Lebensraums verloren. 

Durch landespflegerische und artenschutzrechtliche Maßnahmen können auch hier er-
hebliche Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter vermieden bzw. gemindert und 
ausgeglichen werden. 

 

4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Auswirkungen 

Die gestattete bauliche Inanspruchnahme von Flächen führt unvermeidlich zu nachteili-
gen Umweltauswirkungen. 

Zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich erheblicher nachteiliger Auswirkungen 
sieht der Bebauungsplan jedoch nachfolgend beschriebene Maßnahmen vor. 

Maß und Umfang der erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen richten sich 
nach der durch die Baumaßnahme hervorgerufenen Erheblichkeit oder Nachhaltigkeit 
der Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild sowie sonstige Schutzgüter. 

Die festgesetzten Maßnahmen sind mitunter multifunktional angelegt und dienen dem 
Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft innerhalb des Geltungsbereichs. Fol-
gende Maßnahmen wurden getroffen: 

 Landespflegerische/grünordnerische Maßnahmen im Geltungsbereich 

4.1.1 Maßnahme M 1 - Erhalt der Einzelbäume (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB) 
Die in der Planzeichnung gemäß § 9 (1) Nr. 25 b BauGB festgesetzten Bäume sind 
dauerhaft zu erhalten und während Baumaßnahmen gemäß DIN 18920 zu schützen. 
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Bei Abgang sind die Bäume gleichartig (Mindestqualität Hochstamm, 3 x v, m.B., StU 12-
14 cm) zu ersetzen. 

4.1.2 Maßnahme M 2 - Gestaltung der Baugrundstücke (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

Im Allgemeinen Wohngebiet ist je angefangene 600 m² Grundstücksfläche mindestens 
ein heimischer Laub- bzw. Obstbaum gemäß Pflanzliste A (siehe Kapitel E) zu pflanzen. 
Die Pflanzung hat spätestens im auf die Bezugsfertigkeit der Gebäude nachfolgenden 
Jahr zu erfolgen und ist mit Ersatzverpflichtung dauerhaft zu unterhalten. 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, soweit sie 
nicht als Grundstückszufahrt, Stellplatz oder für sonstige zulässige Nutzungen benötigt 
werden, unversiegelt zu lassen und landschaftsgärtnerisch bzw. gärtnerisch anzulegen 
und zu unterhalten. Dafür sind die Flächen mit heimischen Gehölzen (gemäß Pflanzliste 
A) zu bepflanzen und mit einer Gras- / Krauteinsaat zu begrünen (z.B. mit RSM 7.1.2 
„Landschaftsrasen mit Kräutern“). Die Pflanzungen sind spätestens in der auf das Jahr 
der Fertigstellung folgenden Pflanzperiode vorzunehmen und mit Ersatzverpflichtung 
dauerhaft zu erhalten. 

Vorgärten dürfen nicht dauerhaft als Arbeits- oder Lagerfläche verwendet werden. Sie 
sind wasseraufnahmefähig herzustellen, zu begrünen und zu bepflanzen. Flächenver-
siegelungen sowie Kies- und Schotterbeläge sind unzulässig. Ausgenommen hiervon 
sind die Hauszugänge sowie die planungsrechtlich zulässigen Flächen für Stellplätze 
und Nebenanlagen. 

4.1.3 Maßnahme M 3 - Begrünung der Stellplatzflächen (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

In direkter Zuordnung zu je acht zu errichtenden Stellplätzen für Personenkraftfahrzeuge 
ist ein großkroniger Laubbaum-Hochstamm gemäß Pflanzliste B (siehe Kapitel E) in ei-
ner ausreichend großen Pflanzgrube zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Pflan-
zung hat mit Herstellung der Stellplätze zu erfolgen. Die Bäume sind gegen Anfahren zu 
schützen. Ausfälle sind gleichartig und spätestens in der darauffolgenden Vegetations-
periode zu ersetzen.  

4.1.4 Maßnahme M 4 - Gehölzpflanzung zur freien Landschaft (Gebietseingrünung Sü-
den) (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

Auf dem in der Planzeichnung mit M 4 gekennzeichneten 5 m breiten Pflanzstreifen sind 
die beiden vorhandenen Einzelbäume dauerhaft zu erhalten (siehe hierzu Maßnahme 
M1) und durch die Anpflanzung von mindestens drei weiteren Einzelbäumen im Abstand 
von ca. 25 m zueinander zu ergänzen. 

Die Lücken zwischen den Einzelbäumen sind mit Gehölzen (siehe Pflanzliste C Kapitel 
E) zu bepflanzen und mit Ersatzverpflichtung dauerhaft zu unterhalten. Die Gehölze sind 
in diesem Zusammenhang in der Regel in einem Abstand von 1,5 m versetzt zueinander 
zu pflanzen. Ausfälle sind gleichartig zu ersetzen. 

Innerhalb der Fläche ist die Herstellung eines kleinen Erdwalls (Trapezform, Höhe 30 
cm) zum Schutz vor Außengebietswasser zulässig. Der Damm ist mit einer Gras- / 
Krauteinsaat zu begrünen und extensiv zu pflegen. 

Bei der Realisierung des Erdwalls ist darauf zu achten, dass dieser nicht im Widerspruch 
zum festgesetzten Pflanzgebot steht. 
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 Artenschutzrechtliche Maßnahmen im Geltungsbereich 

4.2.1 Maßnahme M 5 - Anbringung von Nisthilfen und Quartierkästen  

An Gebäudefassaden sind Fassadenbrutkästen aus Pflanzfaserbeton mit einem Brut-
raum von 14 x 14 x 14 cm in die Fassade versenkt oder vorgehängt sowie Fledermaus-
Wandschalen mit den Außenmaßen H 30 x B 25 x T 3-5 cm aus Holzbeton anzubringen. 

An Bäumen sind Nistkästen aus Holzbeton mit einem Brutrauminnendurchmesser von 
12 cm und einer Fluglochgröße von 32 mm sowie Fledermaushöhlen aus Holzbeton mit 
einem Außendurchmesser von 16 cm und einer Höhe von 36 cm aufzuhängen. 

Die Kästen sind in mindestens 2,5 m Höhe anzubringen. 

In der Summe sind im Plangebiet mindestens 10 Nistkästen anzubringen. 

4.2.2 Vermeidung der Auswirkung von Gehölzrodungen auf die Fauna 

Als Maßnahme zur Vermeidung des Eintretens des Tötungsverbotes gemäß § 44 Abs. 
1 Nr. 1 BNatSchG, des Störungsverbotes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG sowie des 
Beschädigungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG sind Rodungsarbeiten auf 
den gesetzlich vorgegebenen Zeitraum Oktober bis Februar zu beschränken.  

 Weitere Maßnahmen im Geltungsbereich 

4.3.1 Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnah-
men gemäß DIN 18920 

Zum Schutz besonders gegen mechanische Schäden am Stamm-, Wurzel- und Kronen-
bereich sind für die in der Planzeichnung festgesetzten Einzelbäume Schutzmaßnah-
men gemäß DIN 18920 zu treffen. Außerdem sind die Vorschriften zum Schutz von Bäu-
men und Vegetationsbeständen der RAS-LP 4 zu beachten. Zum Schutz vor Beeinträch-
tigungen sind für die an den Arbeitsbereich angrenzenden Gehölze Schutzmaßnahmen, 
z. B. Bauzaun, Absperrung der Flächen mit Bändern o.ä. zu treffen. 

4.3.2 Schutz des Oberbodens gemäß DIN 18915  

Vor Beginn der Bauarbeiten ist der Oberboden abzuschieben und fachgerecht bis zur 
Wiederverwendung zu lagern, um seine Funktion als belebte Bodenschicht und Substrat 
zu erhalten. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden vermischt o-
der überlagert werden. Die Vorgaben der DIN 18915 (schonender Umgang mit Oberbo-
den) sind zu beachten, siehe auch § 202 BauGB.   
Anfallender unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen und soweit 
wie möglich auf dem Baugrundstück selbst wieder einzubauen und landschaftsgerecht 
zu modellieren. Ist dies nicht möglich, ist der Erdaushub auf eine Deponie zu bringen. 

4.3.3 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke 

 Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen bebauter Grundstücke sind land-
schaftsgärtnerisch zu gestalten (siehe hierzu auch Maßnahme M2). 

 Zur Befestigung von Einfahrten, Stellplätzen und Hofflächen sind nur wasser-
durchlässige Materialien (z.B. offenfugiges Pflaster, Rasengittersteine, wasser-
gebundene Decken, Schotterrasen etc.) zulässig. Auch der Unterbau ist entspre-
chend wasserdurchlässig herzustellen. 

4.3.4 Dachbegrünung 

Flachdächer und flachgeneigte Dächer sind zu begrünen. Eine flächendeckende und 
dauerhafte Dachbegrünung ist in diesem Zusammenhang mit einer Substratschicht von 
min.10 cm anzulegen. Die Begrünung kann durch Ansaat oder Bepflanzung gemäß 
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Pflanzliste D (siehe Kapitel E) erfolgen. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten und 
zu pflegen. 

 Ökokonto 

In Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) der Kreisverwaltung Mainz-
Bingen wird der extern erforderliche Ausgleichsbedarf im Bereich des Ökokontos „Gau-
Algesheimer Kopf“ erbracht. 

Das Konto besteht aus drei Teilflächen:  

Auf den Ausgleichsflächen I und II erfolgt eine ökologische Aufwertung vorhandener 
Waldbestände durch Entnahme von gesellschaftsfremden Baumarten, z.B. Douglasien 
und Fichten auf Laubholzstandorten, durch Unterbau von einheimischen, standortge-
rechten und zertifizierten Baumarten sowie durch natürliche Sukzession. Zudem erfolgte 
die Anlage eines Schulwaldes mit standortgerechten Baumarten auf der Ausgleichsflä-
che III. 

Gemäß Schreiben der UNB vom 22.03.2017 sind die Ökokonto-Maßnahmen der Flä-
chen I und II zu 50 % anrechenbar, die Maßnahme auf der Fläche III ist zu 100 % anre-
chenbar, so dass insgesamt eine Fläche von etwa 2 ha zur Abbuchung bereit steht 
(siehe nachfolgende Tabelle). 

Ökokontoflächen Fläche [ m² ]
Anrechenbarkeit 

[ % ] 

Anrechenbare
Fläche [ m² ]

Fläche I  

OEK-1490868088688 
23.418 50 11.709

Fläche II 

OEK-1492763523035 
9.448 50 4.724

Fläche III 

OEK-1492765225482 
3.559 100 3.559

gesamt 36.425  19.992

 

Aus der nachfolgenden Abbildung ist die Lage der Ökokontoflächen zum Plangebiet er-
sichtlich. 
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Lage der Ökokontoflächen zum Plangebiet (rot gekennzeichnet) (Quelle: LANIS RLP 09/2019) 

Nach Abbuchung des hier in Rede stehenden externen Ausgleichsbedarfs von 2.793 m² 
(entspricht einem Anteil von 13,92 % an der anrechenbaren Gesamtfläche von 
19.992 m²) verbleibt eine Restfläche von 17.199 m², die zur weiteren Abbuchung zur 
Verfügung steht. 

 

5 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten unter Berücksichti-
gung der Ziele und des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes so-
wie Optimierung der Planung 

Die Fläche ist bereits im derzeitig gültigen Flächennutzungsplan (FNP) als Wohnbauflä-
che dargestellt. Somit wird der vorliegende Bebauungsplan aus den Vorgaben des Flä-
chennutzungsplanes entwickelt.  

Weiterhin stellt die geplante Nutzung einer gemeinschaftlichen und seniorengerechten 
Wohnanlage eine unmittelbare Verknüpfung zum nördlich gelegenen Caritas Altenzent-
rum her. 

Alternative Standorte sowie Flächenpotentiale im Bestand innerhalb des Gemeindege-
biets stehen, unter Berücksichtigung der erforderlichen Grundstücksgröße und der Ziel-
setzung der Planung, nicht zur Verfügung. 

  

Fläche III 

Fläche II 

Fläche I 

Plangebiet 
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C ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren 
bei der Umweltprüfung und Hinweise auf Probleme bei der Zusammenstellung 
der Angaben 

Für die Erstellung des Umweltberichtes wurden unter anderem der Regionale Raumord-
nungsplan „Rheinhessen-Nahe“ sowie der Flächennutzungsplan der Verbandsge-
meinde Gau-Algesheim und andere Quellen ausgewertet. 

Im Rahmen der Erstellung des Fachbeitrags Naturschutz wurde die Bestandsituation im 
Rahmen einer örtlichen Kartierung und anhand von Luftbildern erfasst. 

Zur Beurteilung des Vorkommens planungsrelevanter Arten wurde ein Artenschutzgut-
achten erstellt mit dem Ergebnis, dass durch das Vorhaben unter Berücksichtigung ent-
sprechender Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen keine Beeinträchtigungen nach 
§ 44 BNatSchG entstehen. 

Probleme bei der Zusammenstellung der für die Umweltprüfung erforderlichen Angaben 
traten bislang nicht auf. Die Erhebung weiterer Daten hätte weder im Hinblick auf die 
Beurteilung der Eingriffe, noch im Hinblick auf die zu ergreifenden Maßnahmen zusätz-
liche Erkenntnisse erwarten lassen. 

2 Monitoring 

Entsprechend § 4c BauGB sind die erheblichen Umweltauswirkungen durch die Ge-
meinde zu überwachen, um u.a. erhebliche unvorhergesehene nachteilige Auswirkun-
gen der Durchführung der Planung festzustellen und in der Lage zu sein, geeignete Ab-
hilfemaßnahmen zu ergreifen. 

Unvorhergesehen sind Auswirkungen, wenn sie nach Art und / oder Intensität nicht be-
reits Gegenstand der Abwägung waren. 

Die Gemeinde Gau-Algesheim erhält gem. § 4 Abs. 3 BauGB Informationen von Fach-
behörden, die durch ihre bestehenden Überwachungssysteme unerwartete Auswirkun-
gen überprüfen. Somit erfolgt bereits eine fachbezogene Überwachung der möglichen 
Umweltauswirkungen, die die Gemeinde als Grundlage ihrer Analyse der Umweltauswir-
kungen aufgrund der Umsetzung des Bebauungsplans heranziehen kann. Im Rahmen 
der Überwachung der Umweltauswirkungen durch die Gemeinde sollten solche Umwelt-
auswirkungen konzentriert betrachtet werden, die bereits dem Umweltbericht zugrunde 
lagen. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind aufgrund der Bestandssituation im Plangebiet sel-
ber im Hinblick auf die Auswirkungen auf Natur und Landschaft sowie auf Mensch, Kul-
tur- und sonstige Sachgüter keine Prognoseunsicherheiten gegeben, die darüber hin-
ausgehende Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) erfordern. 

3 Allgemeinverständliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben 

Mit dem Planvorhaben gehen erhebliche Auswirkungen auf Natur und Landschaft ein-
her: So führt die Bebauung und Erschließung des Plangebietes zu einer hohen Neuver-
siegelung vormals unversiegelter Flächen, was Auswirkungen u.a. auf den Boden- und 
Wasserhaushalt hat.  

Die durch das Planvorhaben entstehenden Auswirkungen auf den Wasserhaushalt kön-
nen durch die Errichtung von Anlagen zur Rückhaltung des anfallenden Niederschlags-



Stadt Gau-Algesheim Bebauungsplan „In der Wollsgasse II“ 

Entwurf | 01.09.2020 Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 59 von 65 

wassers sowie durch Dachbegrünung und die Verwendung wasserdurchlässiger Mate-
rialien bei der Herstellung von Zufahrten und Stellplätzen und Dachbegrünung gemindert 
werden. 

Durch- und Eingrünungsmaßnahmen wirken sich positiv auf Kleinklima, Ortsbild und 
Wohnqualität aus. Weiterhin mindern diese die Auswirkungen des Planvorhabens auf 
den Artenschutz, die durch den Verlust von Gehölzen (u.a. Habitatbäume) entstehen. 
Zusätzlich sind Nist- und Fledermauskästen innerhalb des Plangebietes anzubringen 
sowie die beiden Kirschbäume (darunter ein Habitatbaum) im Süden des Plangebietes 
dauerhaft zu erhalten.   

Um Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG zu vermeiden, sind erforderliche Ro-
dungsarbeiten auf den gesetzlich vorgegebenen Zeitraum zwischen Oktober und Feb-
ruar zu beschränken.   

Der erforderliche externe Ausgleichsbedarf von ca. 2.800 m² wird in Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde der Kreisverwaltung Mainz-Bingen durch Abbuchung des 
Ökokontos „Gau-Algesheimer Kopf“ erbracht. 

4 Zusammenfassendes Ergebnis der Umweltprüfung 

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist in der Gesamtbilanz festzustellen, dass mit Durch-
führung der vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und zur Minimierung nachhal-
tiger Auswirkungen und unter Anrechnung des externen landespflegerischen Ausgleichs 
von keinen erheblichen und nachhaltigen Beeinträchtigungen von Umweltschutzgütern 
auszugehen ist. Der Eingriff wird im Rahmen der vorliegenden verbindlichen Bauleitpla-
nung bewältigt sein. 
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E Pflanzlisten 

Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten. Die Liste 
ist nicht abschließend. 

Entscheidend für eine standortgerechte und ökologische Pflanzenauswahl ist die Ver-
wendung von einheimischen Gehölzen. In diesem Zusammenhang wird auf § 40 
BNatSchG verwiesen, wonach ab dem 1. März 2020 nur gebietseigene Gehölze aus 
dem Vorkommensgebiet Nr. 4 (Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben) zu ver-
wenden sind. 

Für Gartenflächen können durchaus auch Ziergehölze verwendet werden. Hierbei sollte 
darauf geachtet werden, dass möglichst robuste und einfach blühende Arten und Sorten 
gepflanzt werden, die vorzugsweise durch ihre Blüte, Frucht und Dornen/Stacheln be-
sonderen Lebensraum für Vögel und Insekten bieten. Qualifizierte Baumschulen bieten 
hierzu Beratung an. 

Angegeben sind weiter die Pflanzqualitäten gem. den Gütebestimmungen des BdB 
(Bund deutscher Baumschulen). Die grünordnerisch festgesetzten Pflanzungen sind mit 
der angegebenen Mindestqualität oder höher durchzuführen. In der Regel ist bei Ge-
hölzpflanzungen ein Raster von 1,5 x 1,5 m einzuhalten bzw. 1 Strauch auf 2 m2 zu 
rechnen. 

Soweit der vorliegende Bebauungsplan nichts anderes regelt oder im Sinne des § 1 
LNRG nichts anderes vereinbart wurde, ist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach 
dem Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz (§§ 44 - 47) zu achten. Insbesondere fol-
gende Grenzabstände sind zu beachten: 

Bäume (ausgenommen Obstbäume): 

- sehr stark wachsende Bäume: 4,00 m* 

- stark wachsende Bäume 2,00 m 

- alle übrigen Bäume 1,50 m 

Obstbäume: 

- Walnusssämlinge 4,00 m* 

- Kernobst, stark wachsend 2,00 m 

- Kernobst, schwach wachsend 1,50 m 

Sträucher (ausgenommen Beerenobststräucher): 

- stark wachsende Sträucher 1,00 m 

- alle übrigen Sträucher 0,50 m 

Beerenobststräucher: 

- Brombeersträucher 1,00 m 

- alle übrigen Beerenobststräucher 0,50 m 

Hecken: 

- Hecken bis zu 1,0 m Höhe 0,25 m 

- Hecken bis zu 1,5 m Höhe 0,50 m 

- Hecken bis zu 2,0 m Höhe 0,75 m 

- Hecken über 2,0 m Höhe einen um das Maß 
der Mehrhöhe grö-
ßeren Abstand als
 0,75 m 

Die Abstände verdoppeln sich an Grenzen zu landwirtschaftlich, erwerbsgärtnerisch, 
kleingärtnerisch oder für den Weinbau genutzten Flächen. 

*Ausgenommen sind sehr stark wachsende Baumarten in den Fällen des § 44 Nr. 1 a 
(Ausnahme: Pappel-Arten – Populus) und Nr. 2 a Wallnuss-Sämlinge, bei denen der 1,5-
fache Abstand einzuhalten ist. 

Pflanzliste A: Maßnahme M 2 -  Gestaltung der Baugrundstücke 

Bäume  
Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 14 bis 16 cm, mit Ballen 

Acer campestre Feldahorn
Acer platanoides Spitzahorn
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Carpinus betulus  Hainbuche
Malus silvestis Wildapfel
Sorbus aucuparia Vogelbeere
Sorbus domestica Speierling
Sorbus torminalis Elsbeere
 Sonstige Obstbäume 

 
Sträucher  
Pflanzqualität: Strauch, verpflanzt, Höhe 125-150 cm 

Berberis vulgaris Berberitze
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Hartriegel
Corylus avellana Haselnuss
Crataegus monogyna eingriffliger Weißdorn 
Euonymus europaea Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare Liguster
Lonicera xylosteum Heckenkirsche 
Rhamnus cathartica Kreuzdorn
Rosa canina Hundsrose
Rosa rubiginosa Weinrose
Rosa spinosissima Bibernellrose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball 
 einfach blühende Ziergehölze 

 

Pflanzliste B: Maßnahme M 3 - Begrünung der Stellplatzflächen 

Bäume  
Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 16 bis 18 cm, mit Ballen 

Acer platanoides Spitzahorn 

Corylus corluna Baumhasel 
Sophora japonica Schnurbaum 
Tilia cordata „Greenspire“ Stadtlinde 
Tilia tomentosa „Brabant“ Silberlinde 
Tilia x europaea „Pallida“ Kaiserlinde 

 

Pflanzliste C: Maßnahme M 4 - Gehölzpflanzung zur freien Landschaft (Gebietsein-
grünung Süden) 
Sträucher 

Bäume  
Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 14 bis 16 cm, mit Ballen 

Acer campestre Feldahorn
Acer platanoides Spitzahorn
Carpinus betulus  Hainbuche
Malus silvestis Wildapfel
Prunus avium Wildkirsche
Sorbus aucuparia Vogelbeere
Sorbus domestica Speierling
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Sorbus torminalis Elsbeere
 Sonstige Obstbäume 

 
Sträucher  
Pflanzqualität: Strauch, verpflanzt, Höhe 125-150 cm 

Berberis vulgaris Berberitze
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Hartriegel
Corylus avellana Haselnuss
Crataegus monogyna eingriffliger Weißdorn 
Euonymus europaea Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare Liguster
Lonicera xylosteum Heckenkirsche 
Rhamnus cathartica Kreuzdorn
Rosa canina Hundsrose
Rosa rubiginosa Weinrose
Rosa spinosissima Bibernellrose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball 

 

Pflanzliste D: Dachbegrünung 

Die Dachbegrünung sollte mit einer niedrigbleibenden Gräser-/Kräutermischung für 
Dachflächen erfolgen, der Sedum-Sprossen zugegeben werden können. Hierbei sollte 
auf die geprüfte Mischung RSM 6.1 Extensive Dachbegrünung (Regelaussaatmenge: 
5 g / qm) gemäß den Regelsaatgutmischungen der Forschungsgesellschaft Land-
schaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) erfolgen. Diese garantieren eine ausge-
wogene Mischung mit standortgerechten Gräser- und Kräuterarten mit gutem Anwuchs-
ergebnis. Der Ansaat können Sedum-Sprossen beigemischt werden. 

Alternativ können auch „Sedumteppiche“ aus mindestens vier verschiedenen, flach-
wüchsigen Sedum-Arten, entweder durch Sprossenansaat oder als Flach- bzw. Klein-
ballenpflanzung, angelegt werden. 

Sedum album in Sorten Weißer Mauerpfeffer  
Sedum cauticola September-Fetthenne 
Sedum floriferum „Weihenst. Gold” Gold-Fetthenne 
Sedum hybridum „Immergrünchen” Mongolen-Fetthenne 
Sedum reflexum Tripmadam 
Sedum sexangulare Milder Mauerpfeffer 
Sedum spectabile „Herbstfreude“ Große Pracht-Fetthenne 
Sedum spurium in Sorten Kaukasus-Fetthenne 
Sempervivum-Hybriden Dachwurz-Hybriden      
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 Anlage 1: 
Artenschutzübersichtsgutachten zum Bebauungsplan „Im Steinert“, Willigalla Ökologi-
sche Gutachten, Mainz, Endbericht Stand: 11.05.2016 

 Anlage 2: 
Artenschutzgutachten zum Bebauungsplan „Im Steinert“, Willigalla Ökologische Gut-
achten, Mainz, Endbericht Stand: 24.10.2017 

 Anlage 3:  
„Gau-Algesheim Im Steinert Wiedehopfkartierung 2019 Endbericht“ (Ergänzung Ar-
tenschutzgutachten) Willigalla Ökologische Gutachten, Mainz, Endbericht Stand: 
15.07.2019 

 Anlage 4: 
Entwässerungskonzept, Ingenieurteam Günter Retzler, Idar-Oberstein, Stand März 
2020 

 Anlage 5:  
„Geotechnisches Gutachten zur Hangstabilität in den geplanten Neubaugebieten ‚Im 
Steinert‘ und ‚In der Wollsgasse‘ in Gau-Algesheim“, Dr. Johannes Feuerbach GmbH, 
Mainz November 2019 

 Anlage 6:  
„Umwelttechnischer Bericht Erschließung NBG „Im Steinert“ 1. Abschnitt, Gau-Alges-
heim, Bodengehalt an Kupfer“ Rubel & Partner, Wörrstadt November 2019 

 Anlage 7:  
„Mögliche Auswirkungen auf den Grundwasserstand durch die geplante Bebauung der 
Gebiete ‚Im Steinert‘ und ‚In der Wollsgasse II‘ in Gau-Algesheim“, Dr. Johannes Feu-
erbach GmbH, Mainz Dezember 2019 

 Anlage 8:  
Baugrunderkundung, Gründungsberatung und umwelttechnische Untersuchungen, 
Baugrundinstitut Franke Meißner, Mainz März 2020 

 Anlage 9:  
„Verkehrstechnische Stellungnahme“ zum Bebauungsplan „Im Steinert, 1. Abschnitt“, 
Modus Consult Ulm GmbH, Ulm, März 2019 

 Anlage 10:  
Gesprächsnotiz Verbandsgemeindeverwaltung Gau-Algesheim u.a. zur Einschätzung 
des Landesamtes für Geologie und Bergbau zur Lage des Gebiets in einem potenziel-
len Hangrutschgebiet, Gau-Algesheim 07.10.2019 


